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den 5. Juli 1847. 


des Großherzo gthums Poſen. 


Berlin den 2. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den Majors a. D. Ziegler I., Brauſewetter und Jud den Rothen Adler⸗ 
Orden vierter Klaſſe; fo wie dem Leinweber Friedrich Milau zu Arendſee, im 
Regierungs⸗Bezirt Magdeburg, die Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen. 


Se. Königl. Hoheit der Prinz Wilhelm iſt nach Mainz abgereiſt. 

Se. Excellenz der Geheime Staats⸗Miniſter v. Kamp, it von Karlsbad 
hier angekommen. — Se. Durchlaucht der Fürſt zu Salm⸗Horſtmar it nach 
Koesfeld, und Se. Durchlaucht der Fürſt zu Wied, nach Neeuwied abgereiſt. 


Berlin. — Irgendwo laſen wir neulich die Aeußerung hingeworfen: die 
HerrenzKurie ſolle eine Art Hemmrad im politiſchen Organismus ſein, wäh- 
rend doch dazu ſchon in der Stände Kurie Elemente genng wären. Nun, wir 
wiſſen manche höhere und edlere Aufgabe für die Herren⸗Kurie als die des bloßen 
Hemmrades. Indeſſen acceptiren wir das Zugeſtändniß, daß auch ſolche Hemm⸗ 
räder zu dem Staatswagen gehören und ihren Nutzen ſpenden. Der Gegner 
findet nur ihre Konſtituirung zum beſondern Organismus unnöthig, ſondern will 
fie inmitten derjenigen Gewalt ſehen, die man vorzüglich als den Sitz der Bewer 
gung betrachtet. Das iſt politiſch kurzſichtig. Allerdings iſt es zun Mäßigung 
und Verſtändigung wichtig, daß auch in der mehr der Bewegung zuſtrebenden 
Gewalt ein Verſtändniß für das Prinzip der Erhaltung und der gouvernementalen 
Geſichtspunkte, in der mehr der Erhaltung gewidmeten ein Verſtändniß für Geiſt 
und Bedürfniß der Reform walte. Aber beide Geſichtspunkte müſſen auch in be⸗ 
ſondern Gewalten repräſentirt fein, müſſen ſich Macht gegen Macht gegenübertre— 
ten, damit ſie die Nothwendigkeit erkennen, ſich mit einander zu vergleichen und 
zu verſtändigen, nicht aber durch die rohe Zahl die beſten Gründe niederzuſtimmen 
und ihre Prinzipe in jener ſchroffen Unbedingtheit durchzuſetzen vermögen, welche 
überall ſchadet. Eine der mancherlei Beſtimmungen der erſten Kammern im poli— 
tiſchen Organismus iſt die Vermittelung, nicht zwiſchen Regierung und Volk, 
denn dem Volke gehören fie Alle an: Regierung, Herren-Kurie und Stände⸗Kurie, 
ſondern zwiſchen Regierung und Abgeordnetenkammer. 

Berlin den 1. Juli. Ein Steckbrief in unſeren Zeitungen macht jetzt viel 
Auſſehen. Derſelbe iſt dem bekaunten Erfurter Kaufmann Krackrugge nachgeſchickt 
und kömmt dem Zeitungsleſer um ſo überraſchender, als ſich der Verfolgte hier 
unter uns befinden und ſoeben auf Sansſouci wegen ſeines Gnadengeſuches Aus 
dienz gehabt haben ſoll. Viele hundert Bürger Erfurts ſollen ſich für ihn um 
Gnade verwendet haben. * n 

Der Norddeutſche Volksſchriften Verein, deſſen Hauptſitz in Berlin iſt, 
beabſichtigt neben feiner Volksbibliothek auch noch eine Soldatenbibliothek, eine 
Kinderbibliothet, jo wie einen Volkskalender für einen enorm billigen Preis here 
auszugeben. Auch wird duich denſelben in kurzem von einer unterhaltenden und 
belehrenden politiſchen Bauern, Zeitung alle 14 Tage vorläufig eine Nummer ers 
ſcheinen, wozu hoheren Orts bereits die Konzeſſion ertheilt iſt. 

Von der Spree. — (N. K) Es iſt mehr als wahrſcheinlich, daß die 
Bundesverſammlung nicht zu einem al (gemeinen Preßgeieh gelangen wird, 
da ein ſolches nur unter er Vorausſetzung einer hoͤchſten bundesrichterlichen In⸗ 

ſtanz ohne Verwickelungen on pRellifionen würden hergeſtellt werden können, eine 
ſolche Iuftanz, aber nicht v J en üleinern Deutſchen Staaten und ſelbſt nicht von 
einigen groͤßern gewüͤnſcht wi 4 12 man darin eine Abhängigkeit der einhei⸗ 
miſchen Rechtspflege findet. . 1 wie es ſcheint, in Betreff der inneren 
Angelegenheiten den reſpektiven N "gen alle und jede Preßmaßregeln überlaſ⸗ 
fen, in Betreff aller einen ander 0 niche Saat betreffenden dagegen wahr- 
ſcheinlich eben ſo nachdrückliche, wen l enthaulddrüclichere Garantien verlangen, 
als ſolche in den Karlsbader Beſchlüſſee“ een dad. 

Greifswald. — Die Kataſitophe che im vorigen Sommer die Aka⸗ 
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demie Eldena betraf, iſt noch nicht ganz ausgeglichen, indem die Zahl der Mit⸗ 
glieder dieſer Akademie noch lange nicht die gewohnte Hoͤhe erreicht hat und 
ſomit auch die Zahl ſämmtlicher Studirender hieſige Univerſität bedeutend hinter 
der fonft gewöhnlichen zurückſteht. Es befinden ſich in dieſem Semeſter nämlich 
nur 185 immatrikulirte Studivende hier, von denen die Eldenaer Akademiker 
zwiſchen z und z ausmachen. Die theologiſche Fakultät zählt 26, die juriſtiſche 
31, die medieiniſche 83 und die philoſophiſche 45. Das Lehrer⸗Perſonal hat 
einige Veränderungen erlitten, doch nicht ſehr bemerkenswerthe. Die unter dem 
Namen „Hilda“ beſtehende Studenten⸗Verbindung, der faſt nur Eldenaer Akade⸗ 
miker angehörten, exiſtirt nicht mehr. : 

Von der Oſtſee. — Aus ſicherer Quelle kann ich Ihnen die Nachricht mit⸗ 
theilen, daß die Befeſtigung der Hafenſtadt Swinemünde nun definitiv beſchloſſen 
iſt und die Arbeiten binnen kurzer Zeit beginnen werden. 

Königsberg. — Der ehemalige Juſtiz⸗Cummiſſar, Ober⸗Landesgerichts⸗ 
Rath Erelinger hat, nachdem er am 29 ſten ». M. aus feiner amtlichen Stellung 
gänzlich ausgeſchieden iſt, Königsberg auf immer verlaſſen und ſich zunächſt nach 
Berlin gewendet, wo er ſich vorläufig einige Zeit hindurch aufzuhalten gedenkt. 
Seine Freunde haben ihm ein originelles Geſchenk zum Andenken gemacht: einen 
Stock. Auf der obern Platte des Knopfes ift gravirt: „Unſerem Grelinger.* 
Auf den Seitenſchildern ſtehen die Namen der Geſchenkgeber. — Nachdem die 
Unterſuchung gegen den Schul-⸗Direktor Sauter wegen Hochverraths, die in Folge 
einer Zuſammenkunft bei einem Feſtmahle, Walesrode zu Ehren, von Herrn Poli⸗ 
zei-Präſidenten Lauterbach beantragt war, niedergeſchlagen, reſp. zurückgewieſen 
iſt, hat der Herr Kultus⸗Miniſter befohlen, die Disciplinar-Unterſuchung gegen 
S. einzuleiten. 

Marienwerder, den 28. Juni. Das beſorgliche Steigen des Weichſel⸗ 
ſtromes hat bereits wieder aufgehört, und es iſt ſtatt deſſen ein allmähliges 
Fallen des Waſſers eingetreten. Da nun nach Mittheilungen aus Krakau vom 
18. auch dort das Waſſer, und zwar um vier Fuß, gefallen iſt und ein aberma⸗ 
liges Steigen nicht mehr zu befürchten ſein ſoll, ſo ſcheint die Gefahr einer Ueber⸗ 
ſchwemmung für diesmal glücklich vorübergegangen zu ſein. c 

Koblenz, den 26. Juni. Die Ausſichten unſerer Kartoffel Ernte geſtal⸗ 
ten ſich im Ganzen ſehr günſtig, und bei einem nur einigermaßen ergiebigen Er⸗ 
trage iſt nirgendwo Mangel an dieſem Nahrungsmittel zu befürchten. 


Aus lan d. 


De. u. t sech A „nen 

Aus Norddeutſchland. — Die Franzöſiſche Oppoſition ſchreit über 
angebliche Interventionspläne in der Schweiz. Sie thut es in demſel⸗ 
ben Augenblicke, wo eben, auf Frankreichs Veranlaſſung, eine wirkliche Inter⸗ 
vention in Portugal ſtattgefunden hat, zu der fie nichts zu ſagen weiß. Es thut 
das dieſelbe Oppoſition, welche oft genug eine Intervention in Spanien begehrt 
hat, nämlich gegen die Karliſten, Nichtintervention aber, wenn es dem Schutze 
des Thrones galt. Es iſt dies ganz in dem Geſchmacke der Politik, welche 1830 
das Prinzip der Nichtintervention proklamirte, 1831 in den Niederlanden coope⸗ 
rirte, 1832 der Beſetzung von Ancona Beifall zurief, zu jederzeit auf Interven⸗ 
tionen in Polen und Spanien gedrängt und am La Plata nichts dagegen zu rin 
nern hat. Die Intervention als Prinzip iſt haltlos und verderblich, die Nicht⸗ 
intervention als ſolches iſt gleichfalls nichtig. Jeder Staat iſt berechtigt, den 
Geboten ſeiner eigenen Politik zu folgen; aber wenn er dabei etwas vornimmt, 
wovon ein Anderer meint, daß es ſeinen Intereſſen gefährlich ſei, ſo wird der 
Letztere thun, was er irgend vermag und ſich durchzuſetzen getraut, um das ihm 
Widerwärtige abzustellen. Frankreich verfährt jo wie alle Mächte. Hüte man 
ſich vor Prinzipien, die der nächſte Tag ſchon in Frage ſtellt! 

Aus Franken den 28. Juni. Als in einer der lebhafteſten Sitzungen des 
letzten Landtags vom Miniftertifch aus höͤhnend eine tiefe Verachtung der öffent⸗ 
lichen Meinung und der fie vertretenden Organe ausgeſprochen wurde, da 
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ſchmetterte das Augsburger Poſthorn die bezeichnenden Schlagworte hinaus in 
Triumphſtößen, welche ihr Echo in der geſammten Preſſe gleicher Farbe fanden. 
Jetzt, wo die Sympathie für die veränderte Staatspolitik ſich in allen Gauen 
Baierns unverhohlen kundgiebt, jetzt, wo die Ohnmacht der einſt alle Verhältniſſe 
durchgreifenden Partei durch das Sonett König Ludwig's offen erklärt iſt, jetzt 
tröſtet dieſe ſich mit dem Ausſpruche Schlegel's, der irgendwo ſagt: „Nimm die 
öffentliche Meinung auf den Rücken, und ſie wird ein Froſch!“ Die Partei 
täuſchte ſich über die Sympathie im Volk, ihr Fall erregte lauten Jubel im Lande; 
wenn fie auch Demonſtrationen hervorkief, ſo gingen dieſe doch vorüber, ohne 
daß ſie die beabſichtigte Einſchüchterung hervorzurufen im Stande geweſen wären. 
Daß an der Univerſität in München kleinliche Intriguen fort und fort geſponnen 
werden, iſt charakteriſtiſch; man greift dort zu allen Mitteln, um die Studiren⸗ 
den vom Befnche der Kollegien, welche die neuernannten Profeſſoren ankündigten, 
abzuhalten. Die, welche Liebe und chriſtliche Duldung verkünden ſollen, möchte 
lieber Schwert und Flammen benutzen; noch immer wollen ſie nicht glauben, daß 
der Wechſel des politiſchen Syſtems durch ihre eigenen maßloſen Uebergriffe herbei⸗ 
geführt worden ſei, ſondern durch den Einfluß einer Frau, deren Erſcheinen in 
München mit den Februarereigniſſen zuſammentraf. In dieſer Meinung ſucht 
man die niedern Klaſſen zu erhalten, und daher läßt fich) der von großer Roheit 
zeigende Empfang der Sonora Lola Montez in Bamberg erklären. Wäh⸗ 
rend dieſe auf ihrer Durchreiſe dieſer Tage in Nürnberg blos ein Gegenſtand der 
Neugierde war, wurde fie bei der Ankunft in der erzbiſchöflichen Reſidenzſtadt von 
einem Haufen, unter denen man ſelbſt junge Meuſchen ſah, die, freilich jetzt 
irre geleitet, einſt Staatsſtützen werden ſollen, mit Geſchrei und Schimpfwörtern 
der gemeinſten Art empfangen und bis zu dem vom Bahnhofe ziemlich weit ent⸗ 
ſernten Gaſthof begleitet. Der Tumult nahm zu, als fie gegen die anfängliche 
Beſtimmung, da zu übernachten, nach kurzem Verweilen weiter reiſte, ja Manche 
vergaßen ſich in ihrem Wahne ſo weit, mit Steinen nach dem Wagen zu werfen. 


Bamberg hat ſich in politiſcher Beziehung immer ſehr indifferent gezeigt, wenn⸗ 


gleich man in letzterer Zeit einige Mal in den Zeitungen die Geſinnungstüchtigkeit 
feiner Bewohner angerühmt fand: wodurch wäre nun dieſe gemeine Demonſtration 
hervorgerufen worden? Daß dieſe nicht durch Zufall entſtand, muß ſchon deshalb 
bezweifelt werden, weil der Einfluß einer gewiſſen Partei dort leicht fruchtbaren 
Boden finden kann, denn Bigoterie und freiere Weltanſchauung bieten ſich nie 
die Hände. 

Göttingen. — Hofrath Rudolph Wagner iſt wieder in unſerer Mitte. 
Gleich am Abende brachte ihm der hieſige Liederkranz ein Ständchen und am fol⸗ 
genden Morgen ward von den Bürgern eine Deputation abgeſandt, welche ihm 
eine Adreſſe überreichte. Geſtern Abend aber brachten ihm die Studirenden im 
Verein mit den Bürgern einen überaus glänzenden Fackelzug, bei dem drei Mu⸗ 
ſikchöre mitwirkten. Die Anzahl der Theilnehmer am Zuge war fo groß, daß 
man wohl mit Beſtimmtheit ſagen kann, daß Niemandem in Göttingen jemals ein 
glänzenderer Fackelzug gebracht worden iſt. 

Aus der Bayeriſchen Rheinpfalz den 28. Juni. Unſere Felder wie 
Weinberge prangen in ungewöhnlicher Ueppigkeit und mit Zuverſicht können wir einem 
in jeder Weiſe ſehr günſtigen Jahre entgegenſehen. Die Preiſe der Früchte, die 
in voriger Woche etwas geſtiegen, ſind jetzt fortwährend ſtark im Weichen begrif⸗ 
ſen und werden zur Ernte noch beträchtlich fallen. Der Wein wird an Quantität 
noch den des vorigen Herbſtes übetreffen, die Qualität läßt ſich noch nicht beſtim⸗ 
men. Ein ſehr lebhafter Handel fand in den Weinorten des Hardtgebirges waͤh⸗ 
rend des ganzen Winters ſtatt und ſehr beträchtliche Summen find von den größe- 
ren Händlern und Weinbergs-⸗Beſitzern verdient worden. Augenblicklich ruht die 
Speculation ganz, da man erſt den diesjährigen Herbſt, der großen Einfluß auf 
die Preife ausüben wird, abwarten will. 

Aus dem Badiſchen. — Sowohl unſere Preſſe als die Ständeverſamm⸗ 
lung hatte den früheren Miniftern des Innern darüber am meiſten Vorwürfe ges 
macht, daß ſie die Bureaukratie allzu ſehr zu begünſtigen und einen Polizeiſtaat 
einzuführen ſuchten. Solche Vorwürfe waren in der That begründet. Man 
klagte allgemein darüber, daß die Staatsbehörde ſich in Alles einmiſche und dem 
geſunden Sinne des Bürgers allzu wenig vertraue, daß die Beamten ſich immer 
mehr als eine Mandarinenkaſte von dem Bürgerthum abzuſondern ſtrebten. Seit⸗ 
dem Bekk an die Spitze des Miniſteriums getreten iſt, zeigt ſich eine auffallende 
Umänderung und es ſcheint, daß die bisherige ſchroffe Scheidung zwiſchen 
Beamtenthum und Bürgerthum verſchwinden wird. So hat denn wieder 
eine neue Verordnung hinſichtlich der Befegung erledigter Pfarreien die freudige 
Hoffnung erweckt, daß das Syſiein des Polizeiftantes keine Pflege und Sorgfalt 
erwarten darf. Vordem hatten die Amtsvorſtände und Kreis-Regierungen Be⸗ 
richte über die perfönlichen Eigenſchaften derer, welche ſich um Aemter bewarben, 
einzuſenden; Hierbei wurde dann häufig der ſchnödeſte Mißbrauch getrieben, indem 
lediglich die politiſchen Geſinnungen den Ausſchlag gaben. Die katholiſche wie die 
evangeliſche Geiſtlichkeit hegte daher allgemein den Wunſch und ſprach ſolchen zum 
oͤftern aus, daß dieſer Unfug abgeſchafft werde. Die erſchienene Miniſterial⸗ 
Verordnung befriedigt die Geistlichkeit, indem fie die Intervention der Kreis⸗Re⸗ 
gierungen bei Veſetzung von Pfarreien ganz aufhebt und es blos dem Gutdünken 
des betreffenden Amts⸗Vorſtandes überläßt, einen Beibericht über die politiſchen 
oder polizeilichen Zuſtände der Gemeinde, wo die Pfarrei erledigt iſt, abzuſtatten 
oder nicht; keineswegs aber hat ſich ſolcher über die perſönlichen Eigen; 
ſchaften eines Bewerbers auszudehnen. ; | 

Der Elberf. Ztg. wird aus Breiſach vom 27. Juni geſchrieben: „In 


vielen Gegenden des Ober⸗Rheins iſt die Roggen⸗Aerndte bereits gehalten und hat 
ein ſo günſtiges Ergebniß geliefert, als ſich kaum die älteſten Landwirthe zu erin⸗ 
nern wiſſen. An Obſt aller Arten iſt ein großer Ueberfluß. Die Kirſchen ſind ob 
der Menge werthlos. Die Aepfel, Birnen und fla beugen jetzt ſchon die 
Bäume, an denen ſie prangen. Der Wei 0 N Lund eine ſehr günſtige 
Blüthezeit gehabt. Beſonders das Gebiet des Kaiſerſtuhles zeichnet ſich durch 
Fruchtbarkeit aus und könnte beinahe das ganze Ahe mit Obſt und Getreide 
verſehen, wenn daſſelbe nicht ebenfalls im Uebe fluſſe ſchwämme.⸗ 
5 Fra tre ch. . 
Paris, den 28. Juni. Der 9 t geſtern, 


i N aitghof in Anwbeſeuheit und 
und unter Theilnahme von 186 Paris, endlich einen ruch auf die von dem 
General-Prokurator des Königs, Herrn Delangle, geftellten Anträge erlaſſen. 
Kraft deſſelben ſind Amedee Louis Despans Cubié res, General- Lieutenant und 
Pair von Frankreich, Marie Nikolas Philippe Auguff Parmentier, Advokat, 
gewöhnlich zu Lure im Departement der Haut⸗Saone, für den Augenblick aber zu 
Paris wohnend, Leu Henri Alain Pellapra, ehemaliger General-Einnehmer, 
wohnhaft zu Paris, und Jean-Baptiſte Teſte, Pair von Frankreich (ehemaliger 
Großſiegelbewahrer im Kabinet vom 12. Mai und Miniſter der öffentlichen Ar⸗ 
beiten im Miniſterium vom 29. Oktober), in Anklageſtand verſetzt. Die drei 
Erſtgenannten, weil aus der Inſtruktion des Prozeſſes gegen fie hinreichende Be⸗ 
ſchuldigung ſich ergeben hat, daß ſie im Jahre 1842 durch Anerbietungen, Ga⸗ 
ben und Geſchenke den Miniſter der öffentlichen Arbeiten beſtochen haben, um die 
Konzeſſion einer im Departement der Haut-Saone gelegenen Steinſalzgrube zu 
erlangen;“ der vierte (Herr Teſte), „weil gleichfalls aus der Inſtruktion hinrei⸗ 
chende Beſchuldigungen gegen ihn hervorgehen, zu derſelben Epoche als Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten Anerbietungen genehmigt und Gaben und Geſchenke em⸗ 
pfangen zu haben, um einen keiner Bezahlung unterliegenden Akt ſeines Amtes 
auszuüben.“ Außerdem iſt noch insbeſondere auf Anklage erkannt gegen den Ge⸗ 
neral⸗Lieutenant Cubidres und den ehemaligen General-Einnehmer P ellapra, 


weil außer den angegebenen Belaſtungspunkten aus der Inſtruktion ſich auch noch 


hinreichende Beſchuldignng gegen dieſelben ergiebt, „ſich zu derſelben Zeit, durch 
Anwendung betrügeriſcher Kniffe zu dem Zwecke, die Beſorgniß vor einem chimäri⸗ 
ſchen Ereigniſſe zu erregen, von den Geſellſchaftstheilhabern einen Theil der zur 
Beſtechung beſtimmten Fonds geben zu laſſen, und durch dieſe Mittel einen Theil 
des Vermögens anderer Perſonen durch Betrug an ſich gebracht oder an ſich zu 
bringen verſucht zu haben.“ In Folge davon jollten die vier Angeklagten vor die 
Schranken des Pairshofes geladen und daſelbſt dem Geſetze gemäß über fie gerich⸗ 
tet werden. Dieſes Urtheil wurde auf Befehl des Pairshofes und auf Verlangen 
des General- Prokurators jedem der Angeklagten notiſizirt. Der Tag, an wel⸗ 
chem die Debatten ſich eröffnen werden, wird von dem Präſidenten des Pairshofes 
ſpäter angeſetzt und jedem der Angeklagten wenigſtens fünf Tage vorher davon 
Kenntniß gegeben werden. Das Alter der Angeklagten ift in dem Urtheile in fol⸗ 
gender Weiſe angegeben: General Cubidres 61 Jahre, Parmentier 55 Jahre, 
Pellapra 75 Jahre, Teſte 67 Jahre. Dieſelben haben in der Ordnung, wie ſie 
hier genannt ſind, zu Vertheidigern gewählt die Advokaten Paillet, Baroche, Ber⸗ 
ryer und Gauthier, alſo durchaus ſolche, die zu den hervorragenſten Mitgliedern 
des Barreau gehören. ö 

In Folge der Verwerfung des in der Kammer geſtellten Antrages auf eine 
Unterſuchung der von Emil von Girardin gegen das Miniſterium erhobenen Be⸗ 
ſchuldigungen hat dieſer Deputirte ſolgendes Schreiben an den Präſidenten Sau⸗ 
zet gerichtet: „Herr Präſident! Die von mir in der Preſſe vom 12. Mal be⸗ 
zeichneten Thatſachen haben der Pairskammer nicht von der Natur geſchienen, eine 
Verurtheilung über mich zu verhängen. Die Pairskammer hat mich von der An⸗ 
klage entbunden. Ich war vor der Deputirtenkammer nicht eben ſo glücklich. In 
ihrer geſtrigen Sitzung hat die Majorität meinen Antrag auf Unterſuchung abge⸗ 
ſchlagen. Der Juſtizminiſter Großſiegelbewahrer hat ſogar erklärt, daß er mich 
nicht vor die Aſſiſen ſtellen laſſen werde, und 225 gegen 102 Stimmen haben 
ſich gegen mich ausgeſprochen. Ich kann den Verdacht einer Verleumdung nicht 
auf mir laſten ſehen. Ich bedarf einer Losſprechungsbill meiner Kommitenten für 
mein parlamentariſcher Benehmen. Ich gebe daher hiermit meine Entlaſſung von 
den Funktionen eines Deputirten. Genehmigen Sie ır. (gez.) Girardin.“ 

Am 23. Auguſt wird zu Compiégne ein Uebungslager zuſammengezogen wer⸗ 
den, unter dem Oberbefehl des Herzogs von Nemours, aus zwei Diviſtonen be⸗ 
ſtehend, die eine vom Herzog von Aumale, die andere vom General- Lieutenant 
Aupick kommandirt. 5 

Ein Griechiſcher Kabinets-Sekretair iſt in einer beſonderen Mifjton bei der 
hieſigen Regierung aus Athen hier eingetroffen. 

Portugal droht eine politiſche Pandorabüchſe für Weit Europa zu werben. 
Die von England eingegebene Amneſtie hätte fie für einige Zeit verſchließen kön⸗ 
nen, da riß der Hof zu Liſſabon den Deckel unbeſonnen wieder auf durch willkür⸗ 
liche Auslegung der Bedingungen und der Unfug ſchelnt verhängnißvoller ſich zu 
geſtalten als je zuvor. — Abd >elz Kader verweilt noch in Marokko und zwar in 


einer für den Beherrſcher dieſes Landes drohenden Stellung. Welche Pläne er 


eigentlich im Schilde führt, läßt ſich in keiner Welſe errathen. Der große Bebui. 
nenſtamm der Nemencha hat ſich neuerdings den Franzoſen unterworfen. — In 
Provence und Languedoc hat die Ernte bereits begonnen; der Ertrag iſt voll 
und ſchwer. a A 155 
Der Franzöſiſche Hof nimmt es dem Spauiſchen Cabinet ſehr über, daß es 
unter dem Vorwand gewiſſer Reclamationen der Cortes die Zahlung des zwei 
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Millionen Realen betragenden Jahrgeldes unterbrochen hat, welches dem Herzog 
von Montpenſier als Infant von Spanien zukommt. f 
Spanien. 

Madrid, den 23. Juni. Die durch einige Blätter verbreitete Nachricht, 
der Franzöſiſche Geſandte, Herzog von Glücksburg, habe den König Don Frans 
cisco im Pardo beſucht, erweiſt ſich als ungegründet. — Monſignore Brunelli 
hat mit dem Juſtizminiſter häufige Conferenzen; man weiß aber im Publikum 
nichts von den wichtigen Fragen, die ſonder Zweifel Gegenſtand der Berathung 
find. — In einem Supplement des heutigen Espanol wird gemeldet, daß der 
General Don Juan Prim am 16ten mit der Mallepoſt in Sevilla eingetroffen 
ſei. Seine Abreife aus der Hauptſtadt hatten die hieſigen Blätter nicht angezeigt. 

Aus Belem wird vom 8. Juni mitgetheilt, daß. ſich die Factioſen in den 
dortigen Gegenden durch Gewaltthätigkeiten bemerklich machen. 

Daß dem Extegenten Espartero die geſtern erwähnte Königliche Ordonnanz 
Sale worden ſei, wird heute von dem Correo widerlegt. — Monſignor 
Brünelli hat der Königin einen verbindlichen Brief des Papſtes überreicht. — Die 
Tagespreſſe beginnt heute die Veröffentlichung der gegen Angel de la Riva ver⸗ 
folgten Procedur in Betreff des Attentats auf die Königin. Den Anfang der 
Veröffentlichung bilden die Zeugenausſagen und die Verhöre der Augeſchuldigten. 
— Man jagt, der Cabecilla El Eſtudiante, der im Bürgerkrieg die Carliſten 
unter Balmaceda commandirte, habe ſich in der Nähe von Burgos zu Gunſten des 
Grafen don Montemolin pronuncirt. Er hat den Telegraphen verbrannt. Eine 
Truppen⸗Abtheilung ift gegen ihn ausgeſendet. 

1 1 Großbritannien und Irland. 

London, den 26. Juni. Es heißt, die Königin werde noch vor Ende der 
Saiſon eine Reiſe nach Schottland machen und dort den Marquis von Abereorn 
mit einem Beſuch beehren. 

Die Weigerung der Junta von Porto, ſich den Vermittelungs - Bebingungen 
der drei intervenirenden Mächte zu unterwerfen „ wird von der hieſigen Preſſe ver⸗ 
ſchieden aufgefaßt. Der whiggiſtiſche Globe ſtimmt der Junta in ihrer Forde 
zung, daß zuerſt ein neues Miniſterium nach den urſprünglichen Vorſchlägen ge⸗ 
bildet werde, vollkommen bei und erklärt ausdrücklich, daß es ſich nach dem Wort⸗ 
laut des am 2. Mal aufgeſetzten Protokolls kaum denken laſſe, wie die Stellvei 
treter der verbündeten Mächte auf Unterwerfung der Junta ohne vorhergegangene 
Erfüllung det vorgeſchriebenen Bedingungen dringen können. Auch der Stan⸗ 
dard iſt dieſer Meinung, indem er beſondes noch geltend zu machen ſucht, daß 
der Graf Das Antas unrechtmäßiger Weiſe von den Engliſchen Marine- Truppen 
gefangen gehalten werde, da er weder ein Kriegsgefangener noch ein Verbrecher 
Ki Dagegen führen die Times nach wie vor fir die Sache der Königin das 

ort, und wenn die Aeußerungen dieſes Blattes, wie gewöhnlich in auswärtigen 
Angelegenheiten, auch diesmal die Anſicht der Regierung ausdrücken, fo mögen ſie 
von Gewicht ſein. Indeß unterlaſſen auch die Times nicht, der Portugieſiſchen 
Regierung vorzuhalten, wie es von ihren eigenen Maßregeln abhänge, ob die 
809 im Lande wiederhergeſtellt werden wird oder nicht. Die Times hofft das 

este. 

Die Admiralität hat Befehl ertheilt, daß die Königliche Jacht „Victoria und 
Albert“ in Standt geſetzt werde, um die Königin zum 1. Juli an Bord nehmen 
zu können; es iſt aber nicht bekannt, wohin die Fahrt gehen ſoll. 

„Die aus China eingegangenen wichtigen Nachrichten“, bemerkt der Globe, 
„haben Viele in Erſtaunen verſetzt; wer aber die Begebenheiten der letzten Monate 
ſorgfältigt verfolgte, erwartete eine ſolche Entwickelung. Die Plackerelen, denen 
die Britiſchen Kaufleute in Canton ſeit dem Kriege ausgeſetzt waren, gaben Ver⸗ 
anlaſſung zu fortwährenden Beſchwerden; man hat indeſſen jetzt alle Urſgche, ſich 
über die größeren für uns ausbedungenen Vortheile zu freuen, die fo theuer von 
uns erkauft worden ſind.“ 8 a 

Das Paketſchiff „Clai“ iſt geſtern, nach einer ungewöhnlich kurzen Ueberfahrt 
von 15 Tagen, von New⸗York nach Liverpool gekommen und hat Nachrichten 
bis zum 8. Juni aus erſterem Orte überbracht. Man hatte vom Kriegsſchau⸗ 
plate in Mexiko keine weitere erhebliche Kunde erhalten. General Worth war 
noch ruhig im Beſitze von Puebla, und es hieß, daß Santana an der Spitze einer 
anſehnlichen Streitmacht zwiſchen ihm und der Hauptſtadt ſtehe. Eine abermalige 
Schlacht wurde erwartet. Die Niederlage des Oberſten Doniphan hatte ſich noch 
nicht beſtätigt. Bei Veracruz hatten die Mexikaner einen Zug von 120 Gepäck 
Maulthieren erbeutet. — Aus Canada erfährt man, daß das Parlament am 
2. Juni durch den neuen Gouverneur eröffnet wurde. — Die mit dem Dampf- 

chiff „Hibernia“ am 3. Juni zu New Pork angelangten Nachrichten aus Eng⸗ 
land hatten ein raſches Steigen des Korns und der Brodſtoffe jeder Art bewirkt, 
welches ſich auch auf den anderen Märkten der Union ſofort bemerklich machte. 
Es fand bedeutender Umſatz ſtatt, und die Verſchiffungen werden in der nächſten 
Zeit ſehr beträchtlich ſein; die Zufuhren aus dem Innern waren jedoch jo bedeu⸗ 
teud, daß die hohen Preife ſich nicht lange behaupten können, zumal da man einer 
ungewöhnlich reichen Korn- are entgegenſah und erwartete, daß neuer Weizen 
ſchon binnen 6 Wochen am f fache werde. Was die Baumwolle angeht, ſo 
glonbterumn, daß ihr Preis nicht heruntergehen werde, fo lange die Brodftoffe 

uer bleiben. a 7 g N i 0 
2 Ii ber Git zütilltt jezt eine DES zaßtteich untetzeichnete Petlllon an das 
Patlament wegen Abänderung des Pan eſebes von 4844 dahin, daß die Befug⸗ 
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niß der Bank zur Ausgabe von Noten erwettert und insbeſondere der Regierung 


die Machtvollkommenheit ertheilt werde, die Bant nöthigenfalls zur Emiſſion von 


Noten ohue Rüchſicht auf den Bettag des in ihrem Beſit befiudlichen Bullion 
zu ermächtigen. f 0 2 
Fünf Jahre find verfloſſen, ſeit der Vertrag von Nankin in China den Frie⸗ 
den wiederhergeſtellt und die Handelsbeziehungen der Europäiſchen Mächte zu dem 
himmliſchen Reiche auf eine liberalere und, wie man hoffte, auch ſicherere Grund⸗ 
lage als zuvor geſetzt hat. Die Bedingungen dieſes Vertrages find‘, mit einer 
Ausnahme, treu erfüllt worden. Die Städte an der Küſte wurden dem Handel 
geöffnet, keinerlei Hinderniſſe wurden in den Weg gelegt, und ein Engliſcher Bo⸗ 
taniker hat mit Erfolg die Gemüſegärten von Schanghai ausforfchen können. 
Die Kriegskoſten find von den Chineſen in Syce⸗Silber bezahlt, und Tſchnſan iſt 
von den Engländern geräumt worden. So weit iſt Alles gut. Aber unglückli⸗ 
cherweiſe herrſchte nicht dieſelbe Redlichkeit bei den Chineſiſchen Behötden von Can⸗ 
ton. Dieſer Hafenort war eine von den fünf dem Europäiſchen Handel geöffneten 
Städten, aber die Beſtimmungen des Vertrags von Nankin waren hier entweder 
durch die Jutriguen der Hong. Kaufleute, welche den direkten Haudel zu verhindern 
ein Intereſſe haben, oder durch den Geiſt det Lokal⸗Verwaltung oder durch die 
Stimmung des Volkes nicht zur Ausführung gekommen. Die Chineſiſchen Be⸗ 
amten umgingen dieſelben unter dem Vorwande, daß der direkte Verkehr mit den 
Europäern die Ruhe der Stadt gefährden würde. Es ſcheint, daß durch das 
ſtillſchweigende Unterwerfen der Engländer unter dieſen Vorwand und die allbe⸗ 
kannte Verringerung der Britiſchen Streitkräfte auf Hong⸗Kong bis auf eine ge⸗ 
ringe Beſatzung die Chineſen in Canton kürzlich veranlaßt worden find, die Vor⸗ 
ſtellungen Sir John Davis mit Verachtung zu behandeln und in zweideutigem 
Geiſte gegen die Europäiſchen Faktoreien zu verfahren. Wie es hier heißt, find 
indeß dem Gouverneur von Hong-Kong kürzlich Inſtruktionen, vermuthlich von 
Lord Palmerſton, zugegangen, welche ihm befehlen, ſich nicht mehr ſo nachgie⸗ 
big wie bisher gegen jene Vorwände und Beleidigungen zu zeigen, und welche 
die Ueberzeugung der Eugliſchen Regierung ausſprechen, daß die einzige Art, mit 
den Chineſen umzugehen, darin beſtehe, daß man ihnen ſtets zeige, wie fie gegen 
das direkte Einſchreiten der Macht ihrer furchtbaren Nachbarn niemals geſichert 
wären. Welche unmittelbare Urſache nun auch vorgelegen haben mag, Sir John 
Davis verlor keinen Augenblick, um einen Unternehmungsgeiſt an den Tag zu 
legen, der an Uebereilung gränzt; denn obgleich er und der kommandirende Offi- 
zier nur 1000 Mann zu ihrer Verfügung hatten, vollführten ſie doch in dem 
kurzen Zeitraume von 36 Stunden den außerordentlichen Felbzug, wie ihn die 
Zeitungen berichtet haben. Sie nahmen und zerſtörten buchſtäblich eben fo viel 
große Geſchütze in den Bocca Forts, als es Männer bei der Expedition gab, und 
man ſtaunt über die unverſchämte Zuverſicht, mit welche General d' Aguilar feine 
Vorkehrungen traf, um eine Stadt von wenigſtans 1 Million Einwohnern mit 
einem Häuflein von 1000 Europäern zu umzingeln und zu beſchießen. Die Chi⸗ 
neſen wurden betäubt, und Kying unterwarf ſich; nicht ein Tropfen Bluts wurde 
vergoſſen, und die ganze Summe von Unfällen bei den Britiſchen Truppen be⸗ 
ſchränkte ſich auf eine Fußverrenkung. Die der Stadt aufgelegten Bedingungen 
waren gewiß ebenſo mäßig als der Aufwand von Kraft und Koſten, durch den fie 
erlangt wurden. Sir John Davis begnügte ſich mit einer Erneuerung des Ver⸗ 
ſprechens, daß Europäiſche Kaufleute nicht jetzt, ſondern erſt nach drei Jahren 
Canton betreten ſollten, daß inzwiſchen die Europäer ihre Morgen- Spazlerritte 
in die Umgegend machen könnten, und daß etwa vier alte Häuſer in der Nähe 
der Faktoreien eingeriſſen werden ſollten. Alles dies ſieht aus wie eine Farce; 
aber ſo hat es das Schickſal gewollt; die Stadt Canton hätte niedergebrannt oder 
Sir John Davis mit ſeiner Hand voll Helden durch irgend ein Fort vernichtet 
werden köunen. Ein ſolcher Erfolg iſt sicherlich nicht zur Anerkennung vorſichtiger 
Tapferkeit berechtigt, und wir haben noch zu erfahren, wie die Nachricht von die⸗ 
ſem ſeltſamen Angriff in Peking aufgenommen worden iſt. a 
: S. h W i A 

St. Gallen. Der „Erzähler“ ſchreibt: Verhülle, Vaterland! dein Anlig 
in Trauer. Das „freie Wort“ (eine ultramontane) ſtirbt mit dem 30. Juni 
und mit ihm Recht, Licht und Friede für den Kanton. Seine Leichenkoſten wäh- 
tend des letzten Halbjahres follen die H. Actionäre auf beiläufig 800 Fl. zu ſte⸗ 
hen kommen. 
s Italien. 

Rom, den 19. Inni. Aus Fermo berichtet man, daß es dort zu ſehr blu⸗ 
tigen Händeln zwiſchen den Polizei-Soldaten und den jungen Leuten gelonmmen 
ſei, wobei von Letzteren Viele mehr oder weniger ſchwer verwundet worden. Die⸗ 
ſer Vorgang ſoll auf Befehl von hier aus ſtreng unterſucht werden. Die jungen 
Leute geben vor, blos die Hymne auf Pius IX. geſungen zu haben, was die Po⸗ 
lizei⸗Soldaten, Anhänger der vorigen Regierung, ſo erbittert habe, daß fie ſo⸗ 
gleich von ihrer blanken Waffe Gebrauch gemacht hätten, ohne ein Wort vorher 
zu ſagen. 5 * l 


Vermiſchte Nachrichten. e 

Breslau den 1. Juli. Der heutige Waſſerſtand der Oder it am hie, 
Ober⸗Pegel 19 Fuß und am Unter⸗Pegel 8 Fuß 6 Zoll, mithin iſt das Waſſer 
ſeit geſtern am erfteren um 5 Zoll und am letzteren um 8 Zell wieder gestiegen 

Siegburg. Das günſtige Wetter giebt uns in dieſem Jaht nicht nur eine 
fruchtbare, ſondern auch eine raſche Ernte. Kein Menſch erinnert ſich eines ähn⸗ 
lichen Segens, der ſich auf Alles erſtreckt. Nur die Pflaumen, vom Obſt, die 
Gerſte, von Getreide teifen in minderer Fülle Der Roggen ſteht im ganzen 


Bergiſchen ſo dicht und großährig, daß auf dem Morgen ein Stheunenbarren voll 
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waͤchſt, daß der Sichelkreis beim Schneiden jedesmal eine volle Garbe giebt. Un⸗ 


ter dieſen günſtigen Ausſichten iſt denn auch die Theurung bereits vorüber, hat 
ſich im Volke wieder der alte Lebensmuth befeſtigt. g 

Vom Bodenſee. Um ſich einen Begriff von dem Stande der Obſtbäume 
zu machen, theile ich Ihnen mit, daß ſachkundige Männer den Obſtertrag einer 
Gemeinde im Thurgau z. B. auf 10,000, ſage zehntauſend Baieriſche Scheffel 
ſchätzen, was, den Scheffel zum mindeſten auf 1 Fl. 21 Kr. gerechnet, 13,500 
Fl. machen würde. (A. 3.) 

Als Curioſum führt die „Karlsr. Ztg.“ an, daß ein Herr F. Zuppinger von 
Weilermühle bei Friedrichshafen in einer kürzlich erſchienenen Schrift die Behaup⸗ 
tung aufgeſtellt hat, daß die von dem Gebrauche der Phosphor-Streichzüͤndwaa⸗ 
ren herrührenden Gaſe die eigentliche hauptſächliche Urſache der vorhandenen Kar⸗ 
toffelkrankheit ſeien. Der Verfaſſer habe ſeine Hypotheſe nicht ohne Aufwand von 
Scharfſinn und chemiſchen Kenntniſſen zu begründen geſucht, aber es ſei eben nur 
eine Hypotheſe und noch dazu eine ſehr ſonderbare; doch dürfte das Buch in ſa⸗ 


der Text habe 28 Belege für die bei dem Kravall durch das Militair begangenen 
Exceſſe enthalten. 

In Schweidnitz hat man bei einer verſtorbenen Wittwe, E. Hoffmann, in 
alten Krügen, Töpfen und Kaſten, an baarem Gelbe ſo wie an Dokumenten 
70,000 Rthlr. gefunden, von denen fie 20,000 Rthlr. für wohlthätige Zwecke 
vermacht hat. 


1 1 

Poſen. — Allen er der Wunder der Natur wird gewiß die Nach⸗ 
richt höchſt willkommen ſeyn, daß der gegenwärtig hier anweſende, ruhmlichſt bes 
kannte Hofoptitus Herr D. Köhn, demnächſt in einem angemeſſenen Lokale 
eine hier noch nie geſehene Vorſtellung mit dem Hydro⸗Oxygen⸗Gas⸗Mitro⸗ 
ſtop, das die Gegenſtände bis zu 2 Millionen Mal vergrößert, geben wird. 
Ueber die wunderbaren Erſcheinungen, die durch dies Mikroſkop hervorgerufen 
werden, und die die Reſultate des Sonnen⸗Mikroſcops weit hinter ſich zurück⸗ 
laſſen, liegen uns funf z 
die ſämmtlich darin übereinſtimmen, daß die Leiſtungen des Herrn D. Köhn 


n Atteſte von den ausgezeichnetſten Gelehrten vor, 


nitäts⸗ polizeilicher Hinſicht manche Beachtung verdienen. 
Stuttgart. Als Grund des radikalen Cenſurſtriches, welcher geſtern unſe⸗ 
ren „Beobachter“ ſo erblaſſen machte, daß er völlig weiß erſchien, erwähnt man, 


übrig laſſen. 


unſern Augen vorführt. 


Bekanntmachung. 

Bei der am heutigen Tage erfolgten Verlooſung 
von Poſener Stadt⸗Obligationen wurden folgende 
Nummern gezogen: 

No. 71. über 100 Kthlr., 
I. 100 = 


„ 281. = 
„1345. 10 - 
= 1433. = 25 
s 13559. » 100 = 
= 47. = 100 = 
„1042. 100 = 
= 22. 10 = 
= 428. 4 100 = 
„ 347. 100 
1164. 100 
= 567. 50 = 
„1195. 25 
1955. 25 
1783. 25 
„1967. 25 
„ 1722. 25 
3 1931. > 25 
„1984. 25 ⸗ 


Die Inhaber dieſer Obligationen werden aufge⸗ 
fordert, den Betrag dafür vom öten bis Jöten die⸗ 
ſes Monats von der Stadtihulden » Tilgungs = Kaffe 
auf dem Rathhauſe in Empfang zu nehmen, widri⸗ 
genfalls dieſer Betrag auf ihre Gefahr bei dieſer 
Kaſſe aſſervirt, nicht ferner verzinſt und die inzwi⸗ 
ſchen bezahlten Coupons derſelben bei der ſpätern 
Auszahlung des Kapitals abgezogen werden. 

In benannter Zeit werden auch die Zinſen für den 
Coupon No. 45, bezahlt. ug 
Nachſtehende früher verlooſte Stadt⸗Obligationen: 


No. 378. über 100 Rthlr., 
„ 659. 50 = 
9784. 25 
„ 986. 25 = 
„ 1139. 25 


ind noch rückſtändig. 

5 Poſen, den 2. Juli 1847. 5 

Die Stadt⸗Schulden⸗Tilgungs⸗Kommiſ⸗ 
ſion. 


Wagen⸗Auktion. 


Mittwoch den 7ten Juli Vormittags 11 

. Uhr fol auf hieſigem Kanonenplatz ein in gutem Zu⸗ 

ſtand befindlicher Kutſchwagen mit Glasſcheiben, 

braunem Tuch ausgeſchlagen, Vorder- und Hinter⸗ 

deck, ſo wie auch einige andere leichte Wagen gegen 
baare Zahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Penſions⸗ Offerte. f 

Eine adlige Dame in Berlin empfiehlt ſich un⸗ 
ter Berechtigung durch die geſetzlichen Behörden, 
Eltern und Vormündern junger Mädchen zur Voll⸗ 
endung ihrer Erziehung. Entſchiedner Beruf und 
die wärmſte Liebe dafür, unterſtützt durch ein bezie⸗ 
hungsreiches Leben, verbürgen die Verſicherung: 
mit allen Fähigkeiten des Geiſtes und Herzens über 
die Ausbildung und das Gedeihen der ihr anzuver⸗ 
trauenden i inge wachen zu wollen. Sie werden 
zugleich alle Annehmlichkeiten genießen, die ihnen 
vortheilhaft find, und welche höhere Rückſichten nicht 
verbieten, da keinerlei ſelbſtſüchtige obwalten. In⸗ 
deſſen richtet ſich dieſe Aufforderung an Familien, 
bevorzugt durch Stellung oder Beſitz; da ſehr ab⸗ 
weichende Gewohnheiten des häuslichen und gefelli- 


auch die höchſten Erwartungen übertreffen, und durchaus nichts zu wünſchen 
Wir machen daher alle Freunde der Natur auf dies Mikroſcop 
aufmerkſam, das die kleinſten Infuſtonsthierchen in der Größe von Elephanten 


gen Lebens die Harmonie erſchweren, und, weil im 
Preiſe der Penſion kein Unterſchied ſtattfinden ſoll. 
Die jungen Mädchen werden mit 12 Jahren aufge⸗ 
nommen und ihre Lehrer in allen Fächern von den 
vorzüglichſten ſeyn. Adreſſen und nähere Erkundi⸗ 
gungen werden zu nehmen erſucht bei denen ſich gü—⸗ 
tigſt dem unterziehenden Herren: Herr Conſiſto⸗ 
rial⸗Rath Prediger Benecke, Kochſtraße 74., Herr 
Oberſt von Webern, Behrenſtraße 56., Sr. Ex⸗ 
cellenz dem General von Legat, Kommandant des 
Militair⸗Waiſenhauſes in Potsdam, und dem 
Herrn Baron von Richthofen zu Luſſowo. 


Ein Kandidat, welcher wo möglich ſchon als 
Hauslehrer fungirt hat, und im Flügelſpiel einige 
Fertigkeit beſitzt, um auch darin Unterricht ertheilen 
zu können, kann ſofort unter ſehr vortheilhaften 
Bedingungen placirt werden. — Anmeldungen hier⸗ 
auf unter der Adreſſe H. N. in Liſſa im Groß⸗ 
herzogthum Poſen. 


Mein zu Jarocin beſtens eingerichtetes Gaſt⸗ 
haus, benannt „Krakauer Hötel“ 
empfehle zur geneigten Beachtung. 

Johann Brzeski. 


In einer Kreisſtadt Poſens iſt eine ſeit 10 Jahren 
beſtehende Buchhandlung und Leih bibliothek 
ſofort zu verkaufen. Hierauf Reflektirende belieben 
ihre Briefe frei Poſen, poste rest. unter der Chiffre 
R. B. zu adreſſiren. 


In meinem Hauſe alten Markt No. 82. iſt von 
Michaeli d. J. an eine Bäckerei nebſt Wohnung, 
ſo wie auch eine Stelle vorn am Markte an demſelben 


Hauſe zum Verkauf der Backwaaren zu vermiethen. 


Die Bäckerei hat einen Eingang vom Markte und 


einen von der Schloßſtraße; dieſelbe exiſtirt ſchon ſeit 


33 Jahren hintereinander. Auch ſind bei mir von 

Johanni an noch einige andere Wohnungen zu 

vermiethen. f 
Poſen, den 22. Juni 1847. 

5 D. Goldberg. 


4 möblirte Stuben, und vom Iſten Oktober c. ab 
2 Parterre⸗Wohnungen zu 3 Stuben nebſt Küche, 
Holz- und Pferdeſtall zu vermiethen. 


Größere und kleinere Sommerwohnungen ſind im 
alten und neuen Garten-Gebäude des Ober- Wil⸗ 
daer Vorwerks ſofort billig zu vermiethen. 


Am Markte No. 58. eine Treppe hoch iſt ein 
Local, beſtehend aus einem Saale, zwei 
Alkoven und einer Niche, Küche ꝛc., ſich ſehr 
gut zu einem Geſchäfte eignend, von Michaeli 
d. J. ab zu vermiethen. — Die Bedingungen hier⸗ 
über find bei dem Buchhändler Zupanski zu 
erfahren. . 


Markt No. 52. ift von Michaeli d. J. ab ein Las 
den mit Schaufenſter zu vermiethen. 


eee 
3 EIN LADEN 


5 Fe ae 
nebst Comptoir ist sofort zu vermiethen 
? Wilhelmsstrasse No. 21. 


Bei der geftern ſtattgehabten Uebergabe meiner Apo⸗ 
theke an den Herrn Apotheker G. Winckler kann ich 
nicht unterlaſſen, für das mir während meiner 20jäh⸗ 
rigen Geſchäftsführung geſchenkte Wohlwollen und 
Vertrauen meinen herzlichſten Dank auszusprechen, 
indem ich mir die Bitte erlaube, beides auf meinen 
Herrn Nachfolger geneigt übertragen zu wollen. 
Poſen, den 2. Juli 1847. 
. Stockmar. 


Auf obige Anzeige Bezug nehmend kann ich nur 


die Verſichtrung hinzufügen, daß es mein eifrigftes 2 


Beſtreben ſein wird, auf das Strengſte meine Be⸗ 
rufs⸗Pflichten zu erfüllen und mich ſomit der Em⸗ 
pfehlung meines Herrn Vorgängers flets werth zu 
zeigen. Poſen, den 2. Juli 1847. N 

G. Winckler. 


— 7 0 r 
Nheumatismus-Ableiter, 
von Eduard Groß in Breslau erfunden, 

eee und 2 Rheumatismen und Ner⸗ 
venleiden aller Art, als: Geſichts⸗, Kopf⸗, Zahn⸗ 

Ohren⸗, Rücken⸗ und ae ae 
Lähmungen, Hals- und Bruſtſchmerzen u. f. w., fo 
wie Harthörigkeit. 

Die Ableiter find ſchon ſeit dem Iſten Oktober 
1844 von der hohen Sanitäts- Behörde zu Berlin 
mediziniſch⸗chemiſch geprüft, als gehaltvoll und wirk⸗ 
ſam überall anerkannt, wovon fortwährend zu dem 
feften Preiſe von 10 und 15 fgr. ein Hauptdepot für's 
Großherzogthum in der Putz⸗ und Parfüme⸗ 
rie⸗Handlung von J. Reſzke zu Pofen, 
alter Markt No. 41. (Herrn Wagner's Apotheke 
Iſte Etage) unterhalten wird. Auswärtige 1 Sgr. 
Briefträgergeld mehr. a 

Für die Aechtheit: 
Eduard Groß. 


Das 
neu eröffnete Commiſſions-Lager 
von Tabak und Cigarren, 
von Julius Placzek, 


Breiteſtraße No. 22., 
empfiehlt ihr vollſtändig aſſortirtes Lager aller Arten 


Rauch- und Schnupftabake, und verſpricht den 


Liebhabern ächter Havanna: und Bremer 
Cigarren fiets eine gute abgelagerte Waare zu 
liefern, da es in direkter Verbindung mit den erſten 
Fabriken ſteht. i 
Ich bitte um recht zahlreichen Beſuch, und werde 
ich die Preiſe ſtets am allerbilligſten ſtellen. 
Julius Placzek, 


- Preitefttaße No. 27. — 


Einige Eſel werden zu kaufen geſucht beim 
Dominium Luſſowo bei Gay. — Auch iſt die 
Milch⸗ und Obſtpacht offen. t 


Ein brauner, 6 Jahr alter, complet gefattelter 
Wallach, 2 Zoll groß, am Feſſelgelenk des linken 
Hinterfußes etwas weiß, iſt zwiſchen Zalaſewo 
und Kruſzewnia in der Nähe von Schwerſenz 
entlaufen. — Der Sattel, an welchem ein hellbrau⸗ 
ner grober Tuchſack geſchnallt, war neu und mit dem 
Namen des Fabrikanten „Fiſcher“ in Berlin bes 
zeichnet, die Trenfe ſchwarz und die Zügel auffallend 
breit. — Der Finder beliebe ſich in Pofen, Berg⸗ 
ſtraße No. 2. beim Wirth zu melden, welcher färhts 
liche Koſten erſtatten wird. 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


Redner: Ja wohl! Ja wohl!) 


für den erſten preußiſchen Vereinigten Landtag zu erlaſſen. 


153. 


Erſte Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


den 5. Juli 1847. 


Landtags Angelegenheiten. 


Sitzung der Kurie der drei Stände am 25. Juni Abends. 
Schluß.) 

Abg. Graf Bismark- Bohlen: Es iſt zwar fo eben von dem Abg. 
der Ritterſchaft aus Weſtphalen erklärt worden, daß der Ausdruck „bunt⸗ 
ſcheckig“ ſich nicht auf die innere Wahl der Provinzen bezogen hätte; ich 
wollte aber erklären, daß die Verhandlung über die Wahl, die gedruckt wird, 
den Beweis liefern wird, daß die Wahl der Provinz Pommern ganz über⸗ 
einſtimmend, nicht buntſcheckig, ſondern einfarbig, mit Ausnahme einer einzi— 
gen Stimme, die ſich der Wahl enthalten hat, vorgenommen worden iſt. 

Abg. Bismark⸗Schönhauſen: Der Abg. von der Grafſchaft Mark 
hat uns ſchon öfter belehrt, was er für parlamentariſch halte, oder nicht. Es 
iſt mir aber aus ſeinen Bemerkungen nicht klar geworden, ob er hierbei die 
Gewohnheiten des engliſchen Parlaments oder die franzöſiſchen Kammer-Re⸗— 
glements zu Grunde legt, oder ſeine eigene Anſicht. Ich glaube das Letztere 
und halte mich ebenſo für berechtigt, meine Anſicht auszuſprechen, daß ich 
ſelten einen weniger parlamentariſchen Ausdruck gehört habe, als den von 
„buntſcheckig“ in ſeiner Anwendung auf den allgemeinen Landtag und deſſen 
Verfahren. 

Marſchall: Ich muß den Herrn Redner mit der Bemerkung unter— 
brechen, daß der Abgeordnete von Vincke über den gebrauchten Ausdruck eine 
genügende Erklärung gegeben hat. (Graf von Schwerin und mehrere andere 


Abg. Bismark⸗Schönhauſen: Ich füge mich willig dem Ausſpruche 
des Herrn Marſchalls, obgleich ich darin, daß ein Ausdruck, welcher von 
einer einzelnen Provinz zurückgewieſen worden, auf den ganzen Landtag 
geworfen iſt, eine Rechtfertigung deſſelben nicht ſehen konnte. Ich wollte 
außerdem auch im Intereſſe der Sache, die ich vertrete, auf Veröffentlichung 
der heutigen Wahlverhandlungen antragen. 

Abg. v. Vincke: Nachdem der Herr Marſchall die Bemerkung des 
geehrten Mitgliedes, daß ſo eben die Tribüne verlaſſen, zurückgewieſen hat, 
ſo habe ich in Beziehung auf den Ausdruck „unparlamentariſch“ mei⸗ 
nerſeits nichts weiter zu bemerken. Ich wiederhole übrigens, daß meine vorige 
Bemerkung ſich auf das Ganze bezogen hat; auf die Wahl in den einzelnen 
Provinzen haben meine Bemerkungen keinen Bezug, namentlich nicht auf die 
Wahl der Povinz Pommern. Ich habe nur andeuten wollen, daß das Re- 
ſultat der verſchiedenen Wahlen höchſt verſchieden ausgefallen iſt. Uebrigens 
muß ich dem Abgeordneten der Ritterſchaft aus Sachſen bemerken, daß ich 
mir nicht die Regeln des engliſchenund franzöſiſchen Parlaments zur Richtſchnur 
dienen laſſe, ſondern das Reglement, was des Königs Majeſtät geruht haben, 
(Bravo!) 

Marſchall: Wir verlaſſen jetzt dieſen Gegenſtand. Es find noch zwei 
Beſchlüſſe der Herren-Kurie eingegangen. Der eine betrifft die Bitte der 
drei Stände, die Oeffentlichkeit für die Sitzungen der Stadtverordneten und 
Gemeinde⸗Räthe betreffend. N 

Secretair Naumann: (verlieſt die Erklärung der Herren-Kurie). 

Marſchall: Die unterthänigſte Bitte wird an Se. Majeſtät den König 
abgehen. Wir kommen nun zum Vortrag des zweiten Entwurfs. 

Secretair Naumann; Erklärung der Herren-Kurie über den Petitiong- 
Antrag der Kurie der drei Stände vom 29. Mai, betreffend die Aufhebung 
der Gebühren für Aufenthalts-Karten. f 

Marſchall: Auch hier iſt der allerunterthänigſten Bitte der Kurie der 
drei Stände beigetreten, alſo auch dieſe geht an Se. Majeſtät den König ab. 

Der Herr Abg. v. Beckerath hat mir mitgetheilt, daß durch ihn eine 
Dank⸗Adreſſe von vielen Einwohnern der Stadt Stuttgart an die Mitglieder 
des preußiſchen Vereinigten Landtages eingegangen iſt. Da der Landtag als 
ſolcher dieſelbe nicht annehmen kann, es aber manchen Mitgliedern wünſchens— 
wertb fein wird, Kenntniß davon zu nehmen, ſo iſt fie im Sekretariate nie- 
dergelegt worden. Ich bitte jetzt den Herrn Abgeordneten Sperling, den 
Entwurf der allerunterthänigſten Erklärung auf die Allerhöchſte Propoſition, 
die Regulirung der Verhältniſſe der Juden betreffend, vorzutragen. 

Referent Sperling: So weit ich dazu Veranlaſſung gegeben habe, 
daß die verehrten Mitglieder ſich noch einmal hierher haben bemühen müſſen, 


bitte ich, mich zu entſchuldigen. Es iſt mir nicht möglich geweſen, die Arbeit 


allgemeinen Einleitung, nicht ganz den Eindruck wiederzugeben, 


da die ſtenographiſchen Verichte ſehr ſpät im Druck erfchie- 


ü u liefern 
früher zu liefern, a 


nen find und ich nicht im Stande war, ohne dieſelben zu arbeiten. 
Entwurf der Schrift lauter: (verlieſt dieſes Konkluſum.) 5 N 
Abg. v. Bismark: Das ſehr ge . . — — 
N) ſchi ir in einegen Punkten, und namentlich in der 
ſo eben gehört haben, ſchien m 9 ee: 
der Diskuſſton und Abſtimmung über das Geſetz behalten habe. Das Reſerat 
ſtellt in dieſer Einleitung die vollſtändige Emancipatıon der Juden in einem 
Grade als wünſchenswerth und als Fortſchritt dar, wie es ſich mir als Re— 
ſultat der Debatte nicht herausgeſtellt hat. i 
Abg. Graf v. Finkenſtein: Im Allgemeinen muß ich ganz dem bei- 
flimmen, was der Redner geſprochen hat, der den Rednerſiuhl verließ, nämlich 
daß dieſe Einleitung zu ſehr eine Emancipation der Juden begünſtige, was 
ſich nicht allgemein ausgeſprochen hat. Doch ich wünſche nur eine kleine 
Veränderung in dieſer Einleitung, obwohl ich gern geſagt hätte, daß ſie 
ganz wegbleiben möchte. Wenn fie aber fichen bleibt, ſo bemerke ich, daß 
hierin von kirchlichen Verhältniſſen der Juden geſprochen wird. So viel ich 
indeß weiß, hat allein das Chriſtenthum den Namen „Kirche“, angenommen. 
s iſt ſpäter geſagt worden: „Die Kultus⸗ Verhältniſſe. Ich trage nun 
darauf an, daß überall da, wo ſteht „kirchliche Verhältniſſe,“ geſchrieben 
werde: „Kultus⸗Verhältniſſc.“ Ich habe nie etwas von einer heidniſchen, 
a einer indiſchen Kirche gehört, eben fo wenig, wie von einer jüdischen 
irche. s E 
n rling: Ich bin bereit, dieſen Ausdruck abzuändern, be⸗ 
nate ee Erg ſchon in dem Edikt vom 11. März 1812 vorkommt, 
ah dom Geſetzgeber in derſelben Weiſe, wie es von mir ſelbſt geſchehen, 
ucht iſt. f i 
5 Warkgatı: Wenn keine weitere Bemerkung gemacht wird, fo iſt der 
urf als genehmigt anzuſehen. 


0 


Abg. v. Brünneck: Meine Herren! Ich darf voraussetzen, daß der 
Herr Marſchall die gegenwärtige Sitzung zu ſchließen im Begriff iſt, und 
inſofern dieſe auch die letzte Sitzung fein dürfte, welche die Kurie der drei 
Stände unter der Leitung ihres ehrenwerthen Marſchalls abhält, ſo glaube 
ich im Sinne der hohen Verſammlung zu handeln, wenn ich dem Herrn 
Marſchall unſere recht aufrichtige und innige Hochachtung bezeige, (die ganze 
Verſammlung erhebt ſich und läßt ein freudiges Hoch und Bravo erſchallen.) 
und unſeren allſeitigen eben ſo aufrichtigen und herzlichen Dank hiermit für 
die Unparteilichkeit und für die wohlwollende und ſtets gleich freundliche Weiſe 
ausdrücke, womit er unſere Geſchäfte geleitet hat, wodurch uns dieſe und die 
Löſung fo mancher mit denſelben verbundenen ſchwierigen Aufgabe fo weſent⸗ 
lich erleichtert worden ſind. Mit dieſem Danke verbinde ich zugleich die 
Bitte an unſeren verehrten Herrn Marſchall, uns ferner ſein freundliches 
Wohlwollen zu erhalten, womit ich den übereinſtimmenden Wunſch der hohen 
Verſammlung auszuſprechen glaube. (Die Kurie antwortet mit einem don⸗ 
nernden Ja.) y i 

Marſchall: Sie beſchämen mich, meine hochverehrten Herren, denn 
an mir iſt es, Ihnen zu danken. Vor zwölf Wochen trat ich an dieſe Stelle, 
an die mich das Vertrauen Sr. Majeſtät des König berufen hatte, ich war, 
wie ich ſchon damals ſagte, von Begeiſterung erfüllt, aber mit dieſem Gefühl 
zog auch die Sorge ein, die Sorge, ob ich dieſer Stellung gewachſen ſein, 
ob ich im Stande ſein würde, meine Aufgabe zu löſen, ob ich mir ihre Zu⸗ 
friedenheit erwerben könnte. Sie haben die Bitten, die ich damals ſtellte, 
um ihren Beiſtand und um ihr Vertrauen, welches ich zu verdienen hoffte, 
auf das vollkommenſte und mehr als ich irgend erwarten konnte, erfüllt, Sie 
haben mir Ihre Nachſicht angedeihen laſſen, ich habe mich Ihres Wohlwollens 
zu erfreuen gehabt, Sie haben mich in manchen ſchwierigen Fällen mit wahrer 
Liebenswürdigkeit behandelt. Dies Alles ſtehet mit ewiger Flammenſchrift in 
meinem Herzen geſchrieben und wird nie daraus verlöſcht werden. Jetzt erſt, 
bei dieſen Zeichen, daß Sie einigermaßen mit mir zufrieden ſind, weicht dit 
Sorge von mir, aber Ihnen zu ſagen, wie glücklich mich dies macht, dazu 
finde ich in dieſem Augenblick keine Worte. (Die Verſammlung läßt hierauf 
ein dreimaliges ſtürmiſches Hoch dem Marſchall ertönen.) 

Das Protokoll über dieſe Sitzung wird verleſen und nach einer kurzen Erin⸗ 
nerung eines Mitgliedes darüber, daß im Protokolle noch auszudrücken ſei, daß 
die eingegangene Dank-⸗Adreſſe an die Mitglieder des Vereinigten Landta⸗ 
ges gerichtet worden, welcher Erinnerung ſofort durch den Secretair entſprochen 
wird, von der Verſammlung genehmigt. 

(Schluß der Sitzung kurz vor 8% Uhr.) 


Verhandelt auf dem Schloſſe zu Berlin, am 25. Juni 1847. 


Verſammlung der zum Vereinigten Landtage anweſenden Herren und Depu⸗ 


ürten der Provinz Königreich Preußen, unter Vorſitz des Provinzial-Land⸗ 
tags⸗Marſchalls Ober- Burggrafen v. Brünneck, Excellenz. 
Nachdem in der geſtrigen Sitzung der Kurie der drei Stände von dem Mar⸗ 
ſchall dieſer Kurie den Provinzial-Landtags-Marſchällen die Aufforderung 
zugegangen war, am heutigen Tage die Wahl der im Patent und den be⸗ 
treffenden Verordnungen vom 3. Februar d. J. angeordneten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchüſſe und der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen auszu⸗ 
führen, war vorgenannte Verſammlung heute um 10 Uhr Vormittags zu⸗ 
ſammengetreten Da das Reglement über das Verfahren bei den ſtändiſchen 
Wahlen vom 22. Juni maßgebend iſt, ſo wurden demgemäß vom Marſchall 
ernannt: 1) Für den Stand der Ritterſchaft: als Wahl⸗Ordner, der Abg. 
Graf von Finkenſtein, Ober-Marſchall des Königreichs Preußen, Excellenz, 
und als Beiſitzer die Abg. v. Kuhnheim und v. Gordon; 2) für den Stand 
der Städte: als Wahl-Ordner, der Abg. Krauſe, und als Beiſitzer die Abg. 
Heinrich und Schlenther; für den Stand der Landgemeinden: als Wahl⸗ 
Ordner, der Abg. Riebold, und als Beiſitzer die Abg. Born und Meyhöffer. 

Für die Mitglieder des Herren-Standes wurde Graf zu Dohna-Lauck 
mit Anordnung und Ausführung der Wahl beauftragt. 

Es waren anweſend: 1) aus dem Herren-Stande: Vier Mitglieder; 2) 
aus dem Stande der Ritterſchaft: Einunddreißig Mitglieder; 3) aus dem 
Stande der Städte: Dreiundzwanzig Mitglieder, und 4) aus dem Stande 
der Landgemeinden: Achtzehn Mitglieder. 

Ehe zur Ausführung der Wahl geſchritten wurde, beantragte der Abge⸗ 
ordnete v. Auerswald, er wünſche vor Vollziehung der Wahl eine Erklärung 
zu Protokoll zu geben, und erſuchte den Herrn Marſchall, dieſes zu geſtatten. 
Seine Erklärung lautet, wie folgt: Wie er die Allerhöchſte Botſchaft vom 
Ziſten d. M. dahin verſtanden habe, daß die heute zu wählenden Ausſchüſſe 
der Allerhöchſten Intention gemäß nur zur Berathung ſolcher Gegenſtände, 
welche dadurch nicht dem in den früheren Geſetzen begründeten Beirath des 
Vereinigten Landtags entzogen werden, einberufen werden ſollten, wie z. B. 
des bereits von den Provinzial-Ständen verfaſſungsmäßig berathenen neuen 


Strafgeſetzbuches, und daß er zu dieſem Zweck die angeordnete Wahl vollzöge. 


Für dieſe Erklärung entſchieden ſich auch die nachfolgend genannten Depu⸗ 
tirten: Donalitius, Jebens, Schulz aus Schilla, Greger, Wenghöffer aus 
Gumbinnen, Plagemann, Pultcke, Forſtreuter, Brämer, Grunau, Frentzel⸗ 
Beyme, Franzius, Meyhöfer aus Labiau, du Bois, Dembowski, Timm, 
Dahlſtröm, Gadegaſt, Hein, Urra, Schönlein, Vorn, Minklei, Morgen, 
Sperling, Krauſe, Schlenther, Heinrich, Harder, Riebold, von Bardeleben, 
von Saucken⸗Tarputſchen, Jachmann, Käſewurm, Henſche, von Platen, 
v. Saucken⸗Julienfelde, v. Kannewurff, v. Beringe, Stadtmiller, v. Schön, 
v. Kall, Weiſe, v. Kleiſt, v. Donimierski, Blindow, Haaſenwinkel, Hoff, 
Reimer, Schmidt, v. Kalkſtein, Siegfried, v. Gordon und Meyhöfer aus 
Schakummen. Der Marſchall fand kein Bedenken, dieſe Erklärung im Pro⸗ 
tokoll aufnehmen zu laſſen. Eben ſo geſtattet der Marſchall, daß nachfol⸗ 
gende Erklärung des Abgeordneten Grafen Eulenburg auch zu Protokoll 
genommen werde. Sie lautet: „Daß derſelbe die heutige Wahl völlig unbe⸗ 
dingt und ohne allen und jeden Vorbehalt vollziehen werde.“ Dieſer Erklä⸗ 
rung traten beiſtimmend bei die Nachgenannten: v. Zochlinski, v. Peguilhen⸗ 
8 Marr, v. Prondzinski, Schlattel, Denck, Mongrovius, Nickel, 
ordahn. f 
Es wurde nunmehr zum Wahlakt geſchritten, und zwar 


uerſt zur Wahl 
des ſtändiſchen Ausſchuſſes, und ſind biersu 5 Mitglieder zuerſt zur Wahl 


und 6 Stellver⸗ 
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treter zu wählen aus dem Stande der Ritterſchaft, 4 Mitglieder und eben 
ſo viel Stelldertreter aus dem Stande der Städte und 2 Mitglieder und 
eben ſo viel Stellvertreter aus dem Stande der Landgemeinden. Ein jedes 
Mitglied verzeichnet auf einem Zettel ſo viel Mitglieder ſeines Standes, als 
Ausſchuß⸗Mitglieder aus demſelben zu wählen ſind, und es ergab dieſes 
Verfahren? Abe 

I) Im Stande der Ritterſchaft von 31 Wählern für die Abgeordneten: 
v. Auerswald 27, v. Saucken⸗Tarputſchen 23, v. Donimierski 22, v. Barde⸗ 


leben 19, und v. Pläten 16 Stimmen „ wonach dieſe fünf Genannten mit 


1 


bſoluter Maſorität gewählt find. Die übrigen Stimmen waren getheilt. 
2) Im Stande der Städte erhielten von 23 Wählern, die Abgeordneten: 
Sperling 21 und Abegg 15 Stimmen, nächſt dieſen hatten die Abgeordneten 
Heinrich 10 und Grunau 9 Stimmen. Dieſe Beiden wurden demnach auf 
die engere Wahl gebracht, und bei derfelben erhielten Heinrich 15 und Gru⸗ 
nau 6 Stimmen, wonach der Abgeordnete Heinrich als gewählt anerkannt 
wurde. Es wurde zur Wahl des vierten Mitgliedes geſchritten, und erhielt 
Urra 12 und Grunau 9 Stimmen, wonach Urra als gewählt erachtet war. 
„ 3) Im Stande der Landgemeinden erhielten von 18 Mitgliedern die 
Abgeordneten: Braemer 12 und Siegfried 10 Stimmen, wonach diefe Beiden 
mit abſoluter Majorität gewählt ſind. Demnächſt wurde nun zur Wahl der 
vorſchriftsmäßigen Anzahl von Stellvertretern geſchritten. 

Von den Mitgliedern des Herrenſtandes wurden von den vier anweſen⸗ 
den Mitgliedern die Wahl Eines Mitgliedes und die Eines Stellvertreters 
vollzogen, und mit Einſtimmigkeit wurden zum erſteren der Graf zu Dohna⸗ 
Lauck und zum zweiten der Graf Keyſerling gewählt. Nachdem hiernach 
dieſe Wahlen für die ſtändiſchen Ausſchüſſe bewirkt waren, war noch die 
Wahl des Einen Mitgliedes fuͤr die ſtändiſche Deputation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen zu vollziehen, und als der Marſchall zum Wahl- Akt auffor⸗ 
derte, verlangte der Abgeordnete v. Donimierski das Wort. Derſelbe bean- 
tragte, folgende Erklärung zu Protokoll aufzunehmen, wogegen der Marſchall 
nichts zu erinnern fand. Es lautet dieſelbe, wie folgt: „Nach der uns durch 
die Allerhöchſte Botſchaft vom 24ſten d. M. ertheilten Declaration erſcheint 
es außer Zweifel, daß die ſtändiſche Deputation nur den Zweck habe, der 
Haupt⸗Verwaltung der Staatsſchulden zur Seite zu ſtehen; in diefer Ueber⸗ 
zeugung und zu dieſem Zweck vollziehe ich die Wahl.“ Es ſchloſſen ſich dieſer 
Erklärung dieſelben Mitglieder an, die vorhin die Erklärung des ıc. von 
Auerswald beigetreten waren. Der hierauf folgende Wahl-Akt ergab für 
den Abgeordneten Sperling 41 Stimmen, wonach von den anweſenden 74 
Stimmen, mit Zurechnung der zwei ſtimmfähigen Mitglieder des Herren⸗ 
ſtandes, derſelbe mit abſoluter Majorität gewählt war. Es folgte hierauf 
die Wahl zweier Stellvertreter für daſſelbe Mitglied und erhielten als erſter 
Stellvertreter Abgeordneter Jebens 42 Stimmen, und als zweiter Stellver⸗ 
treter Abgeordneter Braemer 45 Stimmen; wonach dieſe Beiden gleichfalls 
mit abſoluter Majorität gewählt waren. Es waren ſonach die auf heute 
beſtimmten Wahlen vollzogen, und es wurde das Protokoll verleſen, darauf 
auch genehmigt und unterſchrieben. 

Verhandelt im Schloſſe zu Berlin, den 25. Juni 1847. 

Es hatten ſich heute 23 Abgeordnete der Städte der Provinz Pa 
verfammelt, um die aus ihrem Stande für den ſtändiſchen Ausſchuß erfor⸗ 
derlichen vier Abgeordneten und eine gleiche Anzahl Stellvertreter, ſo wie zu— 
ſammen mit den beiden anderen Ständen der Provinz für die Deputation 
des Staatsſchuldenweſens einen Abgeordneten und zwei Stellvertreter zu 
erwählen. Demzufolge wurde a) bei der erſten Abſtimmung der Abgeordnete 
Sperling mit 21 Stimmen und der Abgeordnete Abegg mit 15 Stimmen zu 
Abgeordneten beim ſtändiſchen Ausſchuß erwählt. Da von den übrigen zur 
Wahl gebrachten Namen keiner die erforderliche Majorität hatte, ſo wur⸗ 
den die mit den meiſten Stimmen verſehenen 2, und zwar: der Abgeord⸗ 
nete Heinrich mit 10 und der Abgeordnete Grunau mit 9 Stimmen auf die 
engere Wahl gebracht, in Folge welcher der Abgeordnete Heinrich mit 15 
Stimmen zum dritten Abgeordneten erwählt. Demnächſt wurde abermals 
der Abgeordnete Grunau mit dem ihm an Stimmenzahl nächſten Abgeordne— 
ten Urra, welcher bei der erſten Wahl 6 Stimmen erhalten hatte, auf die 
engere Wahl gebracht, deren Erfolg dahin ausſiel, daß der Abgeordnete Urra 
mit 12 Stimmen zum vierten Abgeordneten daraus hervorging. Es er⸗ 
folgten nun die Wahlen des Iſten, ten, Zten und aten Stellvertreters. 
b) Hierauf wurde zur Wahl des Mitgliedes der ſtändiſchen Staatsſchulden⸗ 
Deputation geſchrittlen, und der Abgeordnete Sperling mit 21 ſtädtiſchen 
Stimmen dazu erwählt. Zum erſten Stellvertreter Abgeordneter Jebens mit 
14 ſtädtiſchen Stimmen. Zum zweiten Stellvertreter wurde der zum Stande 
der Landgemeinden gehörige Abgeordnete Bremer mit 19 ſtädtiſchen Stimmen 
erwählt, worauf der Wahlakt geſchloſſen wurde. 


Verhandlung über die Wahl der Mitglieder zu den ſtändiſchen 
Aus ſchüſſen und zur Staatsſchulden-Deputation für die 
rovinz Brandenburg. 
Verhandelt auf dem Landſchaftshauſe zu Berlin, 
den 25. Juni 1847. 

In Gemäß heit der in der geſtrigen Sitzung des Vereinigten Landtages 
verleſenen Allerhöchſten Botſchaften vom 24ſten d. Mts. hatte der Landtags⸗ 
Marſchall der Provinz Brandenburg und des Markgrafthums Niederlauſitz, 
Herr Oberſt⸗Lieutenant von Rochow, die Stände diefer Provinz heute zu ei— 
ner Sitzung eingeladen, um nach den Allerhöchſten Verordnungen vom 3. Fe⸗ 
bruar dieſes Jahres die Wahl der Mitglieder dieſer Provinz für den Verei⸗ 
nigten ſtändiſchen Ausſchuß und für die ſtändiſche Deputation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen vorzunehmen. Demzufolge hatten ſich in dem Landſchaftshauſe 

die Mitglieder des Provinzial⸗Landtages der Mark Brandenburg und des 
7 — Niederlaufig eingefunden, welche in dem anliegenden Verzeich⸗ 
niſſe enthalten find. Zunächſt würde in Frage geſtellt, ob gegenwärtig, nach⸗ 
dem durch den F. 1. der Allerhöchſten Verordnung vom 3. Februbr € wegen 
Zuſammenberufüng des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes den zu Viril⸗ und 
Kollettiv⸗ Stimmen berechtigten Mitgliedern des erſten Standes der Mark 
Brandenburg das Recht beigelegt worden, für den Vereinigten ſtändiſchen 
isſchuß einen Abgeordneten zu wählen, die zum Provinzial⸗Landtage dieſer 
Ben gehörigen Mitglieder des erſten Standes auch fernerhin befugt wären, 


. von Bismarck und Landrath 


an den Wahlen der ritterſchaftlichen Deputirten für den Vereinigten ſtändi⸗ 
ſchen Ausſchuß Theil zu nehmen? Man konnte ſich nicht vorenthalten, daß 
hierüber Zweifel ſtattfinden könnten und eine authentiſche Declaration erfor⸗ 
derlich fer, indeſſen war man darüber völlig einverſtanden, daß für dieſesmal 
auch die zum Provinzial⸗Landtage gehörigen Mitglieder des erſten Standes 
an der Wahl der ritterſchaftlichen Abgeordneten für den Vereinigten Ausſchuß 
Theil zu nehmen hätten und dem nächſten Provinzial⸗Landtage vorzubehalten 
ſei, die Hebung der in dieſer Beziehung angeregten Bedenken auf dem geſetz⸗ 
lichen Wege herbeizuführen. Nachdem ſodann über die Befähigung des Pro⸗ 
vinzial⸗Landtages zur Wahl der Mitglieder des Vereinigten ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes und der ftändifhen Deputation für das Staatsſchuldenweſen von meh⸗ 
reren Seiten ernſte Bedenken angeregt worden, erklärte zwar ein großer Theil 
der Verſammlung, daß die frühere Geſetzgebung vom 17. Januar 1820 und 
5. Juni 1823 die vollſtändige Vegründung des Wahlrechts in Zweifel ſtellte, 


daß er ſich aber für die Vornahme der Wahl entſcheiden zu müſſen glaube, 


nicht aus eigener Ueberzeugung und in voller Uebereinſtimmung mit ſeinem 
Gewiſſen, ſondern lediglich aus Gehorſam gegen den ausdrücklichen Befehl 


Sr. Majeſtät des Königs und im vollſten Vertrauen auf die ertheilte Aller- 


höchſte Zuſicherung der Fortbildung der ſtändiſchen Verfaſſung. Dieſer letzte⸗ 


ren Anſicht trat die ganze Verſammlung vollſtändig bei, mit Ausnahme der 


Herren Abgeordneten Offermann, Anwandter und Hübler, welche erklärten, 
nicht wählen zu wollen, weil ihr Gewiſſen ihnen ſolches nicht geſtatte und ſte 
ihr Gewiſſen höher ſtellen müßten, als jede andere Rückſicht, ſie ſich auch 
nicht für befugt erachteten, durch Betheiligung an den Wahlen diejenigen 
Rechte aufzugeben, welche ihre Kommittenten aus dem Geſetze vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820 erworben haben. ö x 
Hierauf wurde zur Wahl der Mitglieder für die Ausſchüſſe geſchritten, 
und zwar: 1) die Wahl desjenigen Mitgliedes, welches aus den zu Viril⸗ 
und Kollektivſtimmen berechtigten Mitgliedern zu wählen, vorgenommen. Es 
erhielten bei vorſchriftsmäßiger Wahl Herr Graf und Miniſter von Arnim 
7 Stimmen, Herr Graf Solms-Baruth 1 Stimme, der Erſtere iſt daher als 
gewählt zu betrachten. 2) Bei der Wahl des Stellvertreters erhielten: Herr 
Graf Solms⸗Baruth, Herr Fürſt Lynar, Herr Graf Lynar, nicht abſolute 
Majorität. — Eine nochmalige Wahl führte zu dem Reſultate „daß Herr 
Graf Solms⸗Baruth 3 Stimmen, Herr Fürſt Lynar 3 Stimmen erhielten, 
ſo daß bei dem Erforderniſſe der abſoluten Majorität zwiſchen dem Herrn 
Fürſten Lynar und dem Herrn Grafen Lynar eine nochmalige Wahl vor⸗ 
genommen werden mußte, die dahin führte, daß der Letztere 4 Stimmen und 
der Erſtere 2 Stimmen erhielt. Herr Graf Lynar iſt hiernach als erwählter 
Stellvertreter zu beirachten. 3) Man ging nunmehr zur Wahl eines Mit⸗ 
gliedes aus der Ritterſchaft für die Altmark über. Es erhielten hierbei Herr 
Landrath von der Schulenburg 30 Stimmen, Herr Geheimer Regierungs⸗ 
Rath von Werdeck 3 Stimmen, Herr Landrath von Knoblauch 2 Stimmen. 
Hiernach iſt als gewählt zu betrachten: Herr Landrath von der Schulenburg. 
4) Als Stellvertreter wurde hiernächſt gewählt: Herr Geheimer Regierungs⸗ 
Rath von Werdeck mit 25 Stimmen, während die Herren Deich⸗Hauptmann 
von Knoblauch ein Jeder nur 5 Stimmen er⸗ 
hielten. 5) Es folgte hierauf die Wahl für die zweite Stelle in der Rit⸗ 
terſchaft der Kurmark, welche auf den Herrn Oberfi- Lieutenant von Arnim⸗ 
Criewen mit 23 Stimmen fiel. Es erhielten außerdem Herr Ritterſchafts⸗ 
Rath von Katte 7 Stimmen, Herr Wirklicher Geheimer Rath von Maſſow 
3 Stimmen, Herr Ober⸗Regierungs⸗Rath von Fock 1 Stimme, Herr Land⸗ 
rath von Tſchirſchey 1 Stimme. 6) Bei der hiernächſt folgenden Wahl des 
Mitgliedes für die dritte Stelle in der Ritterſchaft der Kurmark hatten Herr 
von Katte 14 Stimmen, Herr Wirklicher Geheimer Rath von Maſſow 10 
Stimmen, Herr Landrath von Schenkendorf 5 Stimmen, Herr Ober⸗Regie⸗ 
rungs⸗Rath von Focke 3 Stimmen, Herr Landrath von Tſchirsky 2 Stimmen, 
Herr Ritterſchafts-Rath von Bredow 1 Stimme. Da hiernach eine abſolutt 
Majorität ſich nirgend herausgeſtellt hatte, ſo wurde eine neue Wahl zwiſchen 
den beiden erſtgenannten Herren Abgeordneten veranlaßt, bei welcher Herr 
Ritterſchafts⸗Rath von Katte mit 22 Stimmen gewählt wurde, während Herr 
Wirklicher Geheimer Rath v. Maſſow nur 11 Stimmen erhielt. Es wird hier 
regiſtrirt, daß geſetzlich die erſte Stelle in der Ritterſchaft der Kurmark durch 
den jedesmaligen Landtags⸗Marſchall eingenommen wird und es daher einer 
beſonderen Wahl für dieſe Stelle nicht bedarf. Man konnte deshalb zur Wahl 
für die drei Stellvertreter-Stellen für die Ritterſchaft der Kurmark übergehen. 
7) Als nun das ritterſchaftliche Ausſchuß-Mitglied für die Neumark gewählt 
wurde, erhielten Herr Ritterſchafts⸗Rath v. Witte 30 Stimmen, der als 
gewählt zu betrachten iſt, und Herr v. Brandt 3 Stimmen, Hr. v. Waldow⸗ 
Reitzenſtein 2 Stimmen. 8) Die ritterſchaftliche Stelle im Ausſchuſſe für die 
Niederlauſitz wurde nach dem Reſultate der Abſtimmung dem Herrn Geh. 
Reg.⸗Rath v. Patow mit 21 Stimmen übertragen. Die übrigen Stimmen 
waren vertheilt. 8 ö 
Man kam nunmehr zur Wahl der Ausſchuß⸗Mitglieder im Stande der 
Städte, und zwar: 9) zur erſten Stelle, für welche von 18 Wählern der 
Kriminalrath Grabow mit 13 Stimmen gewählt wurde. Herr Geh. Finanz⸗ 
Rath Knoblauch hatte bei dieſer Wahl 3 Stimmen erhalten. 10) Für die 
zweite Stelle als Ausſchuß-Mitglied im Stande der Städte 8 
Herrn Bürgermeiſter Stoepel 9 Stimmen, dem Herrn Geh. Rath Knoblauch 
nur 4 Stimmen zugelheilt. In Ermangelung einer abſoluten Mafjorität 
mußte zwiſchen Beiden eine neue Wahl fattfinden, bei welcher Herr Bürger⸗ 
meiſter Stöpel mit 12 Stimmen gegen 4 Stimmen 
hufs der Beſetzung der dritten Stelle wurde die Wahl fortgeſetzt, deren Re⸗ 
ſultat dahin ging, daß Herr Geh. Rath Knoblauch 7 Stimmen, Hr. Bürger⸗ 
meiſter Neumann 4 Stimmen erhielt, und alfo, da abſolute Majorität fehlte, 
eine neue Wahl zwischen Beiden veranlaßt wurde, die auf den Herrn Geh. 
Finanz⸗Rath Knoblauch mit 11 Stimmen gegen 5 Stimmen fiel, 12) End⸗ 
lich wurde zur vierten Stelle geſchritten, zu welcher Herr Bürgermeiſter Neu⸗ 
ne mit 12 Stimmen — un 0 
ndlich wurde im Stande der Landgemeinden die Wahl der Ausſchuß⸗ 
Mitglieder fortgeſetzt. 13) Zuerſt für die Rurmart, für an die Wall 
auf den Freiſchulzen Herrn Dansmann fiel- 14) Für die Altmark, Neumark 
und Nieder⸗Lauſiz wurde Hr. Dolg als Ausſchuß⸗Mitglied gewählt. 
Nachdem ſonach die Wahl der Mitglieder des Vereinigten ſtändiſchen 
Ausſchuſſes vollendet war, wurde zur Wahl der Mitglieder für die ſtändiſche 


+ 


wurden dem 


gewählt wurde. 11) Be⸗ 
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Deputation für das Staatsſchuldenweſen geſchritten. An diefer Wahl nahmen 
65 Vertreter Theil, fo daß die abſolute Mehrheit 33 Stimmen betrug. Die 

effnung der eingeſammelten Stimmen ergiebt, daß dem Heren Grafen von 
Arnim Excellenz 52 Stimmen, dem Fürſten zu Lynar 2 Summen, dem 
Kaufmann Schauß 2 Stimmen, dem Abg. Dansmann 2 Stimmen zugefallen, 
die übrigen Stimmen aber ſich zerſplittert haben. Sonach iſt der Hr. Staats⸗ 
Miniſter Graf v. Arnim mit abſoluter Stimmenmehrheit gewählt, und erklärt 
derſelbe, daß er die Wahl annehme. Es wird hierauf zur Wahl der Stell⸗ 
vertreter geſchritten. 


Verhandelt Berlin, den 25. Juni 1847. 

In Gemäßheit der Allerhöchſten Verordnung vom 3. Februar d. J. und 
der Allexhöchſten Königl. Botſchaft vom 24. d. M. waren die Provinzial- 
Landtags Abgeordneten von Pommern und Rügen unter Vorſitz des Mar⸗ 
ſchalls Grafen von Bismark⸗Bohlen zur Wahl der Mitglieder für den ſtän⸗ 
diſchen Ausſchuß heute zuſammengetreten. Anweſend waren 39 Mitglieder 
von allen Ständen. Nachdem der Marſchall einige allgemeine Bemerkungen 
in Beziehung auf das Formelle der Wahl gemacht und die Verſammlung 
angenommen hatte, daß die auf dem Vereinigten Landtage anweſenden Stell⸗ 
vertreter zum Ausſchuße wählbar ſeien, erklärte der Abgeordnete v. Hagenow: 
er ſei bereit, die Wahl des Ausſchuſſes unter der Vorausſetzung vorzunehmen, 
daß dem Ausſchuſſe keine anderen Vorlagen, als die Bergthung und Begut- 
achtung des Strafgeſetzbuches, wie die Königl. Botſchaft vom 24. d. M. jagt, 
gemacht und demſelben keine anderen weſentlichen Rechte des Vereinigten 
Landtages übertragen werden. Der Marſchall erklärte, daß er eine bedingte 

imme nicht annehmen könne, worauf der Abgeordnete v. Hagenow äußerte, 
daß er zu ſeinem Bedauern bei dieſen Umſtänden auf die Theilnahme an der 
Wahl verzichten müſſe. Hierauf wurde zur Wahl geſchritten und zwar: 
. m Stande der Ritterſchaft, in welchem 19 Mitglieder an⸗ 
weſend waren. Es wurden gewählt: 

J. Fur Hinterpommern zum erſten Abgeordneten Abgeordneter 
Geh. Rath v. Schöning mit 12 Stimmen Zum zweiten Abgeordneten 
der Abgeordnete von der Marwitz mit 15. Stimmen. Zum dritten Ab- 
geordneten erhielten Abgeord. v. Weyher 8 Stimmen und Abg. Bauck 8 
Stimmen. Bei dieſer Abſtimmung waren nur 16 Stimmende zugegen. Das 
älteſte Mitglied gab für den Abgeordneten v. Weyher den Ausſchlag, wo⸗ 
durch dieſer zum Abgeordneten gewählt iſt. Zum vierten Abgeordneten 
der Abgeordnete Bauck mit 12 Stimmen. 

II. Für Vorpommern: der Abgeordnete Graf v. Schwetin mit 11 
Stimmen. Hiernächſt wurde die Wahl der Stellvertreter vorgenommen. 

Im Stande der Städte, in welchem 14 Mitglieder zugegen 
waren, wurden zu Abgeordneten gewählt: f 
I. Für Hinterpommern. Zum erſten Abgeordneten der Abg. 
Kuſchke I. mit 11 Stimmen. Zum zweiten Abgeordneten erhielten: 
Denzin 7, Staegemann 5, Kuß 1, Grunau 1 Stimme. Da keine abſolute 
Majorität vorhanden war, fo wurden Denzin und Staegemann zur engeren 
Wahl gebracht, in welcher Denzin und Stägemann jeder 6 Stimmen erhielten. 
Beide ſtimmten nicht mit. Das älteſte Mitglied, Vürgermeiſter Dr. Ziemſſen, 
gab für Stägemann den Ausſchluß, wodurch derſelbe zum zweiten Abge- 
ordneten erwählt war. 
hinterpommerſchen Abgeordneten gewählt. 

J. Für Altvorpommern. Zum Abgeordneten: der Abgeordnete 
Ritter mit 9 Stimmen. 

III. Für Neu vorpommern. Zum Abgeordneten: der Abgeordnete 
Fabricius mit 10 Stimmen. 

LC. Im Stande der Landgemeinden. Es waren 5 Wähler zuge⸗ 
gen. Gewählt wurden 

I. Für Hinterpommern zum Abgeordneten der Abgeordnete Müller 
mit 3 Stimmen, während c 

f Für Vorpommern zum Abgeordneten der Abgeordnete Wahl 4 
Stimmen, Scheven 1 Stimme erhielt. Die Wahlen wurden angenommen. 
Hiermit wurde der Wahlakt geſchloſſen, und demnächſt dieſe Verhandlung 
nach erfolgter Vorleſung und Genehmigung vollzogen. 

Berlin, den 25. Juni 1847. Zur Wahl eines Deputirten für die 
Staatsſchulden⸗Deputation hatten ſich die Provinziallandtags- Abgeordneten 
von Pommern und Rügen heute verſammelt. Anweſend waren 39 Mitglie⸗ 
der. Vor der Wahl erklärte der Abg. v. Hagenow: er ſei außer Stande, 
feine Stimme abzugeben, als unter der ausdrücklichen Vorausſetzung, daß die 
Deputation nicht berechtigt ſei, zu Anleihen in Friedens- und Kriegszeiten 
den Vereinigten Landtag zu erſetzen, was die Botſchaft vom 24. d. M. nicht 
klar auszusprechen ſchien. Der Marſchall bemerkte, daß er eine bedingte 
Stimme bei der Wahl nicht annehmen könne, weshalb der Abg. v. Hagenow 
ohne weitere ſonſtige Einwendungen von der Abgabe ſeiner Stimme abſtand. 

s wurde nun zur Wahl geſchritten, bei welcher 38 Mitglieder mitſtimmten. 
Es erhielten: Der Abgeordn. v. Heyden 2 Stimmen, der Marſchall Graf v. 
rk 17 Stimmen, der Abg. Graf v. Schwerin 19 Stimmen. Da der 
Graf v. Schwerin nicht die abſolute Stimmenmehrheit hatte, und das älteſte 
Mitglied der Verſammlung, Abg. v. Steinäcker, ihm feine Stimme nicht ge⸗ 
geben hatte, ſo mußte zur weiteren Abſtimmung zwiſchen dem Grafen von 
Bismark⸗Bohlen und dem Grafen von Schwerin geſchritten werden, wobei 
Beide nicht mitſtimmten. Das Ergebniß war, daß: 1) Der Graf v. Vis⸗ 
mark⸗Bohlen 16 Stimmen, 2) Der Graf v. Schwerin 20 Stimmen erhiel⸗ 
ten, wonach der Graf v. Schwerin zum Deputirten ernannt war. Der Graf 
von Schwerin nahm die Wahl an. Hierauf wurde zur Wahl der beiden 
Stellvertreter übergegangen. Hiermit war der Wahl⸗Att beendigt, und wurde 
dieſe Verhandlung nach erfolgter Vorleſung und Genehmigung vollzogen. 


Verhandelt im Königl. Schloſſe zu Berlin, am 25. Juni 1847. 
Unter dem Vorſitz Sr. Durchlaucht des Landtags⸗Marſchalls, Königl. 
General⸗Majors Herrn Prinzen Adolph zu Hohenlohe-Ingelſingen, wurden 
von den Abgeordneten der Provinz Schleſten, in Folge der Allerhöchſten Vot⸗ 
wol von geſtern und der geſtern dazu erfolgten Ladung, die Wahlen vorge⸗ 
au an Der nach den Bd ir Tanya 1 3 
en ſtändiſchen utation für das Staatsſchuldenweſen u u 

AR ten ſtändiſchen nn. Nachdem der Herr Landtags⸗Marſchall 


Hiernächſt wurden die beiden Stellvertreter der - 


zur Vornahme der Wahlen aufgefordert, erklärte der Abgeordnete Milde: 
Die Abgeordneten der Provinz Schleſien ſeien hier zum erſtenmale als Pro⸗ 
vinzial⸗Landtag konſtituirt, und es frage ſich, ob die Wahlen ohne Vorbehalt 
oder unter Bedingung vorgenommen, oder ob dieſelben gänzlich abgelehnt 
würden, weil durch Vornahme der Wahlen unſere Grundverfaſſung, das Ge⸗ 
ſetz vom 17. Januar 1820, vollkommen aufgehoben werde. Auf Entgegnung 
des Herrn Landtags⸗Marſchalls, daß nach IIwöchentlichem Zuſammenſein 
des Vereinigten Landtags und den dabei ſtattgehabten Debatten Vorbehalte 
nicht weiter zu machen, daß die Abgeordneten Schleſiens hier nicht als Pro⸗ 
vinzial⸗Landtag verſammelt ſeien, wozu nothwendig die Ernennung eines Kö⸗ 
niglichen beſonderen Kommiſſarius gehören würde, und daß die Anweſenden 
nur eine Abtheilung des Vereinigten Landtages bilden, daß ferner daß Belek 
vom 17. Januar 1820 weniger gewähre, als die Geſetzgebung vom 3. Fe⸗ 
bruar d. 3, wurde debattirt darüber, ob Wahlen mit Vorbehalt für dieſen 
Fall angenommen werden dürfen? Mehrſeitig wurde in umfaſſender Dre 
batte behauptet, daß eine bedingte Wahl keine Wahl, eine ſolche daher nicht 
zuläſſig ſei, und entgegnet, daß die unter Vorbehalt Wählenden in dieſem 
Falle wider die Allerhöchſte Intention Sr. Maj. des Königs von der Wahl 
abgehalten würden, von dem Herrn Landtags⸗Marſchall aber entſchieden, daß 
Wahlen, welche unter einer nur zu Protokoll zu gebenden Erklärung erfol⸗ 
gen, als zuläſſig anzuſehen find, nicht aber ſolche, durch welche den Gewähl⸗ 
ten Juſtruktionen ertheilt werden; Es erklärten nun: 1) nicht wählen zu 
wollen, die Abgeordneten: a) Milde, Tſchocke und Siebig aus Breslau, der 
nen der Abgeordnete Hayn aus Waldenburg beitrat. Dieſe übergaben dit 
anliegende Erklärung (ſiehe Anlage A.) b) Der Abgeordnete von Raven, 
welcher die anliegende Erklärung (ſ. Anlage B.) übergiebt, und c) der Ab⸗ 
geordnete von Merkel, welcher nach der Anlage (ſ. Anlage C.) ſich in ſeinem 
Gewiſſen behindert ſieht, wählen zu können, weil diejenige Bemerkung, unter 
welcher er zur Wahl bereit iſt, von dem Marſchall und der Mehrheit der 
Verſammlung nicht für zuläffig erklärt wurde, der fi) aber gegen die Aus⸗ 
legung ſeiner Erklärung — als einer Inſtruktion — verwahrte. 2) Unter 
Bedingung zu wählen, erklärten ſich bereit: a) der Abgeordnete Dittrich, un⸗ 
ter der Vorausſetzung, daß durch die vorzunehmenden Wahlen den Rechten 
des Vereinigten Landtags kein Eintrag geſchieht. Dieſem Vorbehalte ſchloſ⸗ 
ſen ſich nach anliegender Erklärung (ſ. Anlage D.) an: die Abgeordneten 
Krüger, Werner, Sommerbrodt, Karker, Ungerer, Lehmann, Sattig, Borne⸗ 
mann, Richter aus Jauer, Döring, Germershauſen und Siebig. b) Die 
ſämmtlichen Abgeordneten der Landgemeinden nach den beiden Erklärungen 
sub E (ſ. Anlagen E.), welche der Vorausſetzung noch zufegen, daß zu die⸗ 
ſen Erwartungen ſie die Allerhöchſten Botſchaften berechtigen. Der Abgeord⸗ 
nete Tſchocke wollte ausdrücklich vermerkt wiſſen: daß er nach ſorgfältiger und 
gewiffenhafter Prüfung dieſer Angelegenheit und nach Inhalt der mit abge⸗ 
gebenen Erklärung der 138, ſo wie in Rückſicht der noch zu Rechte beſtehen⸗ 
den Geſetze von 1815 und 1820, mit feinem Gewiſſen nicht vereinbaren könne, 
ſich an dieſen Wahlen zu betheiligen, daß er daher gegen dieſelben proteſtirt. 
Alle anderen Anweſenden erklären, daß ſte ohne Vorbehalt wählen. Bei den 
nach beendeter Debatte vorgenommenen Wahlen wurden gewählt: 

I. Zur ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen: 
Se. Durchlaucht der Provinzial-Landtags⸗Marſchall, Königl. General⸗Major, 
Herr Prinz Adolph zu Hohenlohe⸗Ingelfingen, mit 57 unter 78 
Stimmen. 

II. Zum Vereinigten ſtändiſchen Aus ſchuſſe wurden ger 
wählt: A. Im Stande der Fürſten und Herren: Der Herzog von 
Ratibor, Prinz zu Hohenlohe-Waldenburg⸗Schillingsfürſt, Fürſt zu Corpey, 
von 7 Stimmenden mit 4 Stimmen. B. Im Stande der Ritterſchaft: 
1) Se. Durchlaucht der Herr Landtags⸗Marſchall, als felder. 
2) Graf von Renard, Königl. Wirklicher Geheimer Rath, ohne Zwiſchenwahl 
von 30 Wählenden durch 16 Stimmen. 3) Landrath v. Uechtriz ohne Zwi⸗ 
ſchenwahl durch 23 Stimmen. 4) Kredit- Inflituts= Direktor Freiherr von 
Gaffron eben fo. mit 21 Stimmen. 5) Nach einer Zwiſchenwahl: der Kreis⸗ 
Deputirte und Landesälteſte von Keſſel unter 26 Wählenden durch 17 Stim- 
men. (. Im Stande der Städte: 1) Bürgermeiſter Krüger nach zwei 
Zwiſchenwahlen von 22 Wählenden mit 14 Stimmen. 2) e dee 
Dittrich ohne Zwiſchenwahl von 23 Wählenden mit 12 Stimmen. 3) Land⸗ 
Syndikus Sattig nach einer Zwiſchenwahl mit 13 gegen 9 Stimmen. 4) 
Juſtizrath Wodiczka eben fo mit derſelben Stimmenzahl. D. Im Stande 


der Landgemeinden: 1) Gerichsſchulz Kraufe nach einer wiſchenwahl 
von 8 gegen 6 Stimmen. 2) Erbſcholtiſei-Beſitzer Allnoch ohne | wiſchenwahl 
von 11 Stimmen gegen 5. Die Gewählten nehmen die Wahl an. 


A, Der unterzeichnete Abgeordnete der Stadt Breslau hält ſich in ſeinem 
Gewiſſen verpflichtet, gegen die Wahl des ſtändiſchen mec, und der 
ſtändiſchen Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen zu proteſtiren, indem 
derſelbe ſich jeder direkten Einmiſchung in die befohlenen Wahlen enthält. 
Die ihn zu dieſem Entſchluſſe leitenden und beſtimmenden Gründe find wie 
folgt: 1) Das Patent vom 3. Februar überträgt die in dem Befege vom 17. 
Januar 1820 Art. II. vorgeſehenen reichsſtändiſchen Functionen, d. h. di 
Mitgarantie und Zuziehung bei Kontrahirung neuer Schulden, dem Verei⸗ 
nigten Landtage, und dieſem ift allein laut Art. XIII. Rechnung von der 
Staatsſchulden⸗Verwaltungs⸗Behörde zu legen. Wenn nun ferner das Geſetz 
vom 17. Januar 1820 beſtimmt, daß über den damals geſchloſſenen Staats⸗ 
ſchulden⸗Etat hinaus kein Staatsſchuldſchein oder Stanieiäulden- ee. 
ausgeſtellt werden darf, und hiergegen der §. 6 der Verordnung über di 
Bildung des Vereinigten Landtags beſtimmt, daß die reichsſtändiſche Mitwir⸗ 
kung zur Aufnahme von Staats⸗Darlehen im Fall eines zu erwartenden oder 
ausgebrochenen Krieges allein durch die Zuziehung der Werde für d 
Staatsſchuldenweſen erſetzt werden und den ſo kontrahirten Darlehen dieſelbe 
Sicherheit zuſtehen ſoll, welche im Art. III. der Verordnung vom 17. Januar: 
den Staatsſchulden beigelegt iſt. So iſt ad 1 die Wahl der Staatsſch ilden⸗ 
Deputation auf Grund des Geſetzes vom 3. Februar im Widerſpruch mit 
dem Geſetze vom 17. Januar 1820 und ad. 2. die Subſtitution der Aus⸗ 
ſchüſſe für die Rechnungs⸗Abnahme der Staatsſchulden⸗Tilgungs⸗Deputation 
dem Vereinigten Landtage gegenüber ebenfalls g Widerſpruch mit dem er⸗ 
wähnten Geſetze vom 17. Januar 1820, welches ein unwiderrufliches und 
nach meiner Meinung von der Krone niemals abgeändert werden kann, 
ö (gez.) P. J Milde 
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Ich trete dieſe Erklärung nach gewiſſenhafter Prüfung des Sachverhält⸗ 
niſſes und nach vollſter Ueberzeugung bei. (gez.) Tſchocke. 

Mit vorſtehender Erklärung vollkommen einverſtanden, würde ich nur 
mein Gewiſſen zu verletzen glauben, wenn ich mitwählte; ich proteſtire daher 
aufs entſchiedenſte gegen die Wahl. | (gez.) Siebig. 

Voſtehenden Erklärungen tritt in allen ihren Punkten und Aeußerungen 
vollkommen bei. Berlin, den 25. Juni 1847. J. R. Hayn. 

B. Ich habe nicht früher um das Wort gebeten, weil ich hier über 
Gründe nicht ſprechen wollte — dies ift feit fo vielen Wochen genügend ges 
ſchehen. Da hier in der hohen Verſammlung ſich keine Majorität dafür 
ausgeſprochen hat, nur unter Bedingungen wählen zu können, und dies alſo 
jetzt zu thun für Einzelne nicht mehr möglich iſt und mir dazu keine Zu⸗ 
ſtimmung gegeben wird: ſo bleibt nichts übrig, als wie als ehrlicher Mann 
zu erklären, ob man, ohne eine Vedingung dabei auszuſprechen, wählen kann. 
Ich erkläre deshalb, daß mein Gewiſſen es mir nicht erlaubt, mein Wahlrecht 
hier auszuüben. Eine Wahl iſt nicht allein eine Pflicht, ſondern vorzugs⸗ 
weiſe ein Recht, die Ausübung eines Vorrechtes kann aber immer nur das 
Ergebniß einer freien Handlung ſei. (gez.) von Raven. 

C. Ich erkläre, daß ich in pflichtſchuldigſter Vefolgung des Allerhöchſten 
Befehls vom 24. Juni 1847 die Wahl der Mitglieder des ſtändiſchen Aus⸗ 
ſchuſſes und der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen vor⸗ 
nehmen werde; daß ich aber in Vertretung der ſtändiſchen Gerechtſame mei⸗ 
ner Kommittenten dem erwählten Ausſchuſſe und der Deputation dadurch 
meinerſeits die ſtändiſche Ermächtigung nicht gewähren kann, den Vereinigten 
Landtag in den demſelben durch die Verordnung über das Staatsſchulden⸗ 
weſen vom 17. Januar 1820, das Geſetz wegen Anordnung der Provinzial⸗ 
Stände vom 5. Juni 1823 und die Verordnung über die Bildung des Ver⸗ 
einigten Landtages vom 3. Februar c. beigelegten Befugniſſen irgendwie zu 
erſetzen und zu vertreten. Berlin, den 25. Juni 1847. 

(gez.) v. Merckel. Abg. der Ritterſchaft des liegnitzer Wahlbezirks. 

D. Wir erklären, daß wir, Sr. Majeſtät Befehlen gehorſam, unter der 
beſtimmten Vorausſetzung die heutigen Wahlen vollziehen, daß durch dieſelben 
den Rechten des Vereinigten Landtags kein Eintrag geſchehe. 

Berlin, den 25. Juni 1847. 

Dittrich. Krüger. Werner. Sommerbrodt. Karker. Ungerer. Lehmann. Sattig. 
Bornemann. Nichter aus Jauer. Germershaäuſen. Siebig. 

E. Auf Befehl Sr. (Königl.) Majzeſtät des Königs wählen wir die 
Mitglieder zu der Deputation für das Staatsſchuldenweſen unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß den Rechten des Vereinigten Landtags kein Eintrag geſchehe, 
zu welchen Erwartungen uns die Allerhöchſten Botſchaften berechtigen. 

Berlin, den 25. Juni 1847. 

(Gez.) Walliczek. Cochlovius. Bleyer. Freytag. Thomas. Hein. Röhricht. Krauſe. 
Protze. Winkler. Scupin. Allnoch. Göllner. Berndt. Schäfer. 

F. Auf Befehl Sr. Majeſtät des Königs wählen wir die Mitglieder 
zum ſtändiſchen Ausſchuſſe unter der Vorausſetzung, daß den Rechten des 
Vereinigten Landtags kein Eintrag geſchehe, zu welchen Erwartungen uns 
die Allerhöchſten Botſchaften berechtigen. Berlin, den 25. Juni 1847. 

(Gez.) Krauſe. Cochlovius. Freytag. Bleyer. Berndt. Allnoch. Walliczek. Götter. 

Thomas. Protze. Scupin. Meyer. Winkler. Noöhricht. Schäfer. Hein. 


Vethandelt auf dem Kgl. Schloſſe zu Berlin am 25. Juni 1847. 

Se. Maj. der König haben mittelſt Allerhöchſter Botſchaft an den Ver⸗ 
einigten Landtag vom 24 d. M. die verſammelten Stände aufgefordert, die 
Wahlen der ſtändiſchen Ausſchüſſe und der ſtändiſchen Deputation für das 
Staatsſchuldenweſen zu vollziehen. Die Stände des Großherzogthums Poſen 
ſind in Folge einer in der Plenar⸗Sitzung der Stände⸗Kurie am 24. d. M. 
ergangenen Einladung heute zu dieſem Behufe abgeſondert zuſammengetreten. 
Den Vorſitz führt der Landtags- Marſchall, Freiherr Hiller v. Gärtringen; 
als Secretaire fungiren die Abg. Schumann und Naumann. Bevor zu den 
Wahlen ſelbſt geſchritten wurde, kam das Bedenken zur Sprache, ob der 
Provinzial⸗Landtag kompetent ſei, die verlangten Wahlen vorzunehmen; bei 
der Abſtimmung erklärte ſich indeß die Verſammlung mit 39 gegen 4 Stim⸗ 
men für kompetent zu den vorliegenden Wahlen. Dagegen erklärte ſich die 
Verſammlung mit 33 gegen 10 Stimmen dafür, nicht ohne eine ausdrückli⸗ 
che zu Protokoll niederzulegende Erklärung zu den Wahlen zu ſchreiten. Sie 
entſchied ſich zunächſt mit 32 gegen 11 Stimmen dahin, folgende Erklärung 
auszudrücken: „daß die Stände, um der Allerhöchſten Erwartung Sr. Mal. 
des Königs zu entſprechen, bereit ſeien, die Wahlen vorzunehmen, daß ſie 
dies aber in der vertrauensvollen Vorausſetzung thun, Se. Maj. werde dem 
Vereinigten Ausſchuſſe und der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchul⸗ 
denweſen keine Wirkſamkeit zuweiſen, durch welche der Vereinigte Landtag 
in ſeiner Eigenſchaft als reichsſtändiſches Organ beeinträchtigt werden könnte, 
und die Mitglieder des zu wählenden Ausſchuſſes und der Deputation nicht 
in die Lage verfegen, entweder ihre Mitwirkung verſagen zu müſſen oder in 


Widerſpruch mit der Anſicht des Vereinigten Landtags zu gerathen, welche den 


Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß und die Deputation für das Staatsſchuldenwe⸗ 
ſen nicht für kompetent hält, irgendwelche reichsſtändiſche Funktionen zu üben.“ 
Einen ferneren Vorſchlag, zu erklären: „daß, da die Wahlen nach Maßgabe 
der Verordn. vom 22. Juni 1842 erfolgen ſollen, dieſe Verordn. im §. 11 
eine vorhergegangene Einberufung der Wahlberechtigten zum MWahl-Termine 
mindeſtens 14 Tage vor demſelben erfordert, dieſem Erforderniſſe im vorlie⸗ 
genden Falle aber nicht genügt worden ſei, die Rechtsbeſtändigkeit der vorzu⸗ 
nehmenden Wahlen nicht werde anerkannt werden können, und daß die ver⸗ 
ſammelten Stände ſich daher gegen die Annahme verwahren müſſen, als könne 
durch die Vollziehung des Wahlaktes, den fie vorzunehmen im Begriff ſtehen, 
das der Rechtsbeſtändigkeit deſſelben entgegenſtehende Hinderniß gehoben wer⸗ 
den,“ verwarf die Verſammlung mit 36 gegen 7 Stimmen. Einerſeits ver⸗ 
langten die Mitglieder des Landtags, welche zugleich Mitglieder der Herren⸗ 
Kurie des Vereinigten Landtags find, ausdrücklich in das Protokoll aufzu⸗ 
nehmen, daß ſie der oben erwähnten, von der Majorität beſchloſſenen Erklä⸗ 
rung nicht beitreten und gegen die Annahme derſelben geſtimmt haben, indem 
ſie ohne allen Vorbehalt und ohne irgend eine Erklärung die Wahlen vor⸗ 
nehmen werden; — andererſeits erklären: 1) der Abg. v. Kraſzewski, daß 
er an den Wahlen nicht Theil nehmen könne, weil, abgeſehen von den for⸗ 
mellen aus der Beſtimmung §. 11 des Reglements vom 22. Juni 1842 ſich 
ergebenden Vedenken „die ſtändiſchen Ausſchüſſe und die Deputation für das 


Staatsſchuldenweſen ſich durch die frühere Geſetzgebung nicht rechtferti 
laſſen und die Königliche Votſchaft vom 24. d. 5 die e — 
nicht beſeitigt habe, und 2) der Abgeordnete von Niegolewski aber, daß er 
ebenfalls an den Wahlen nicht Theil nehmen könne, weil er nicht kompetent 
dazu ſei, indem ſeine Kommittenten ihn nicht zu dieſen Wahlen autoriſirt, 
ſondern ihn nur zum Landtags-Deputirten gewählt hätten, und zwar vor 
Erlaß des Patents vom 3. Februar c. 1770 \ 

Hierauf wurde zu den Wahlen ſelbſt geſchritten, und zwar: 1997324 

J. Zur Wahl der Mitglieder für den Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuß. 
Jeder Stand wählte die Mitglieder aus ſeinem Stande in ſich unter Leitung 
des Landtags-Marſchalls als Wahl- Dirigenten. 

A. Wahl im Herren-Stande. Anweſend find: Für den Fürſten und Taxis 
der Freiherr von Maſſenbach, Fürſt Wilhelm Radziwill, Fürſt Boguslaus 
Radziwill, Graf Raczynski und Fürſt Sulkowskt; alſo 5 Mitglieder. Es 
iſt aus dem Herren-Stande ein Mitglied und ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Wahl des Mitgliedes und des Stellvertreters erfolgte in einer beſonde⸗ 
ren Wahlhandlung. Die Wahlſtimmen wurden vermittelſt verdeckter Stimm: 
zettel abgegeben. Das jüngſte Mitglied, Fürſt Sulkowski, ſammelte die 
Stimmzettel ein und eröffnete fie gemeinſchaftlich mit dem Wahl- Dirigenten. 
10 Wahl des Ausſchuß⸗Mitgliedes. Zahl der Wähler 5, abſolute Majorität 
3. Es erhalten Stimmen: Fürſt Wilhelm Radziwill 4, Fürſt Sulkowski 1, 
Summa 5. Hiernach iſt Fürſt Wilhelm Radziwill gewählt. 2) Wahl des 
Stellvertreters. Zahl der Wähler 5, abſolute Majorität 3. Es erhalten 
Stimmen: Fürſt Boguslaus Radziwill 4, Fürſt Sulkowski 1, Summa 5. 
Hiernach iſt Fürſt Voguslaus Radziwill gewählt. 0 

B. Wahlen im Stande der Ritterſchaft. Als Mitglieder des Landtages 
aus dem Stande der Ritterſchaft find anweſend: der Marſchall Freiherr 
Hiller von Gärtringen, von Wegierski, von Reiche, von Niegolewski, von 
Brodowski, von Jaraczewski, von Potworowski, Graf Mycielski, von Kur⸗ 
cewski, Graf Bninski, von Poninski, von Miſzewski, von Kraſzewski, 
Küpfer, Graf Heliodor Skorzewski, Schumann, alſo 16 Mitglieder, von wel⸗ 
chen aber die Abg. von Kraſzewski und von Niegolewski nicht ſtimmen. Es 
ſind aus dem Stande der Ritterſchaft 5 Mitglieder des Ausſchuſſes und 6 
Stellvertreter zu wählen. Die Wahl jedes einzelnen Mitgliedes und Stell⸗ 
vertreters erfolgte in einer beſonderen Wahlhandlung. Die Wahlſtimmen 
wurden mittelſt verdeckter Stimmzettel abgegeben. Die jüngſten beiden Mit⸗ 
glieder, Graf Bninski und von Poninski, ſammelten die Stimmzettel ein und 
eröffneten fie gemeinſchaftlich mit den Wahl⸗Dirigenten. 1) Erſte Wahl 
eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 14, abſolute Majorität 
8. Es erhalten Stimmen: von Brodowski 10, von Treskow 2, von Pot⸗ 
worowski 1, von Niegolewski 1, Summa 14. Hiernach iſt der Abg. von 
Brodowski gewählt. 2) Zweite Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl 
der Wähler 14, abſolute Majorität 8. Es erhalten Stimmen: von Pot⸗ 
worowski 12, von Kurcewski 1, von Treskow 1, Summa 14. Es iſt daher 
der Abg. von Potworowski gewählt. 3) Dritte Wahl eines Mitgliedes des 
Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 14, abſolute Majorität 8. Es erhalten 
Stimmen: von Kurcewski 10, von Niegolewskt 2, von Poninski 1, von 
Treskow 1, Summa 14. Hiernach iſt der Abg. von Kurcewski gewählt. 
4) Vierte Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 14 
abſolute Majorität 8. Es erhalten Stimmen: von Poninski 3, von Mi⸗ 
ſzewski 7, von Treskow 1, von Niegolewski 2, Graf Hel. Skorſzewski 1, 
Summa 14. Die Abg. von Poninski und von Miſzewski wurden auf die 
engere Wahl gebracht, ſie ſtimmen nicht mit. Es erhielten Stimmen: von 
Miſßzewski 8, von Poninski 4, Summa 12. Hiernach iſt der Abgeordn. von 
Miſzewski gewählt. 5) Fünfte Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl 
der Wähler 14, abſolute Majorität 8. Es erhalten Stimmen: v Poninski 
9, von Jaraczewski 2, von Niegolewski 2, Graf A. Skorſzewski 1, Summa 
14. Hiernach iſt der Abg. von Poninski gewählt. 1 a. Wahl des erſten 
Stellvertreters. Zahl der Mitglieder 14, abſolute Majorität 8. Es erhielt 
Stimmen: Graf Arnold Skorſzewski 9. Hiernach iſt der Graf Arnold 
Skorſzewski zum erſten Stellvertreter gewählt: 2 a. Wahl des zweiten Stell⸗ 
vertreters. Zahl der Wähler 14, abſolute Majorität 8. Es erhielt Stim- 
men: Schumann 11. Hiernach iſt der Abg. Schumann zum zweiten Stell⸗ 
vertreter gewählt. 3 a. Wahl des dritten Stellvertreters. Zahl der Wähler 
12, abſolute Majorität 7. Es erhielt Stimmen: von Zakrzewski 8. Hier⸗ 
nach iſt der Abg. v. Zakrzewski zum dritten Abg. gewählt. 4 a. Wahl des 
vierten Stellvertreters. Zahl der Wähler 12, abſolute Majorität 7. Es 
erhielt Stimmen: von Jaraczewski 10. Hiernach iſt der Abg. von Jara⸗ 
czewski zum vierten Stellvertreter gewählt. 5 a. Wahl des fünften Stell⸗ 
vertreters. Zahl der Wähler 11, abſolute Majorität 6. Es erhielt Stim⸗ 
men: Graf Micielski 7. Hiernach iſt der Abg. Graf Micielski zum fünften 
Stellvertreter gewählt. 6 a. Wahl des ſechſten Stellvertreters. Zahl der 
Stimmenden 12, abſolute Majorität 7. Es erhielt der Abg. von Treskow 
alle 12 Stimmen und iſt daher zum ſechſten Stellvertreter gewählt. 

. Wahlen im Stande der Städte. Als Mitglieder des Landtags 
aus dem Stande der Städte ſind anweſend: Graetz, Naumann, Appelbaum 
Cleemann, Baenſch, Kugler, Brown, Hausleutner, Kluge, Pendzinski Pa- 
ternowski, Rückert, Steierowitz, Ziolkowski, Urban, Ziethen. Zuſammen 16 
Mitglieder. Es ſind aus dem Stande der Städte 4 Mitglieder und 4 Stell⸗ 
vertreter zu wählen. Die Wahl jedes einzelnen Mitgliedes und Stellvertre⸗ 
ters erfolgte in einer beſonderen Wahlhandlung. Die Wahlſtimmen wurden 
mittelſt verdeckter Stimmzettel abgegeben. Die jüngſten beiden Mitglieder 
— Steierowitz und Urban — ſammelten die Stimmzettel ein und eröffneten 
fie gemeinſchaftlich mit dem Wahl- Dirigenten. 1) Erſte Wahl eines Mit⸗ 
gliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 16, abſolute Majorität 9. Es 
erhalten Stimmen: der Abg. Naumann 14, Brown 1, Hausleutner 1 
Summa 16. Hiernach iſt der Abg. Naumann gewählt. 2) Zweite Wahl 
eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 16, abſolüte Maſorität 
9. Es erhielten Stimmen: Hausleutner 6, aternowski 6, Brown 3, Urban 
1, Summa 16. Die Abg. Hausleutner und Paternowski wurden auf die 
engere Wahl gebracht; fie ſtimmten nicht mit. Es erhielten Stimmen: Haus⸗ 
leutner 10, Paternowski 4, Summa 14. Hiernach iſt der Abg. Hausleutner 
gewählt. 3) Dritte Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wäh⸗ 
ler 16, abſolute Majorität 9. Es erhielten Stimmen: Paternowski 6, Brown 
E (Schluß in der zweiten Beilage.) 
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(Schluß aus der erſten Beilage.) 
8, Baenſch 1, Cleemann 1, Summa 16. Die Abg. Paternowski und Brown 
wurden auf die engere Wahl gebracht; ſie ſtimmten nicht mit. Es erhielten 
Stimmen: Brown 8, Paternowski 6, Summa 14. Hiernach iſt der Abg. 
Brown gewählt. 4) Vierte Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl 
der Wähler 16, abſolute Majorität 9. Es erhielten Stimmen: Paternowski 
11, Kugler 2, Cleemann I, Appelbaum 1, Urban 1, Summa 16. Hier⸗ 
nach iſt der Abg. Paternowski gewählt. I a. Wahl des erſten Stellvertre⸗ 
ters. Zahl der Wähler 16, abſolute Majorität 9. Es erhielten Stimmen: 
Urban 4, Appelbaum 3. Urban und Appelbaum wurden auf die engere 
Wahl gebracht: ſie ſtimmten nicht mit. Es erhielten Stimmen: Urban 9, 
Appelbaum 5, Summa 14. Hiernach iſt der Abg. Urban zum erſten Stell⸗ 
vertreter gewählt. 2 a. Wahl des zweiten Stellvertreters. Es erhielt Kug⸗ 
ler 11 Stimmen. Hiernach iſt der Abg. Kugler zum zweiten Stellvertreter 
gewählt. 3 a. Wahl des dritten Stellvertreters. Es erhielt Appelbaum 8 
Stimmen. Hiernach ifi der Abg. Appelbaum zum dritten Stellvertreter ge— 
wählt. 1 a. Wahl des vierten Stellvertreters. Es erhielt Cleemann 10 
Stimmen. Hiernach iſt der Abg. Cleemann zum vterten Stellvertreter gewählt. 

D. Wahlen im Stande der Landgemeinden. Als Mitglieder des Land⸗ 
tags aus dem Stande der Landgemeinden find anweſend: Sadomski, Meitner, 
Przygodzki, Jordan, Hark und Krauſe, zuſammen 6. Es ſind aus dem Stande 
der Landgemeinden 2 Mitglieder und 2 Stellvertreter zu wählen. Die Wahl jedes 
einzelnen Mitgliedes u. Stellvertreters erfolgte in einer beſonderen Wahlhandlung. 
Die Wahlſtimmen wurden vermittelſt verdeckter Stimmzettel abgegeben. Die jüng⸗ 
ſten beiden Mitglieder — Meißner und Krauſe — ſammelten die Stimmzet⸗ 
tel ein und eröffneten fie gemeinſchaftlich mit dem Wahl-Dirigenten. 1) Er⸗ 
fie Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Zahl der Wähler 6, abſolute 
Majorität 4. Es erhielten Stimmen: Meißner 3, Jordan 2, Stark 1. 
Die beiden Erſteren kamen zur engeren Wahl. Jeder derſelben erhielt 2 
Stimmen. Der ältefte der Wähler — Sadomski — hat dem Jordan feine 
Stimme gegeben, und es ift daher der Abgeordnete Jordan zum Mitgliede 
gewählt. 2) Zweite Wahl eines Mitgliedes des Ausſchuſſes. Es erhielten 
Stimmen: Przygodzki 1, Krauſe I, Meißner 1, Sadomski 2, Stark 1. 
Bei der Vorwahl unter den letzteren 4 Abgeordneten erhielt Przygodzki die 
meiſten Stimmen, und es wurde Sadomski und Przygodzki auf die engere 
Wahl gebracht; ſie ſtimmten nicht mit. Es erhielten Stimmen: Przygodzki 
3, Sadomsti 3. Das ältefte Mitglied — Starke — hatte dem Przygodzki 
feine Stimme gegeben, und es iſt daher der Abgeordnete Przygodzki zum 
Mitgliede gewählt. 1a. Wahl des erſten Stellvertreters: es erhielt Meißner 
3 Stimmen und es iſt daher derſelbe zum erſten Stellvertreter gewählt. 
Za. Wahl des zweiten Stellvertreters: es erhielt Sadomsti 3 Stimmen. Der⸗ 
ſelbe iſt daher zum zweiten Stellvertreter gewählt. 

II. Wahlen für die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen. 
Es ſind zu wählen 1 Mitglied und 2 Stellvertreter. Als Mitglieder des 
Landtags ſind gegenwärtig: aus dem Herrenſtande 5, aus dem Stande der 
Ritterſchaft 13, aus dem Stande der Städte 16, aus dem Stande der Land⸗ 
gemeinden 6, Summa 10. Die Wahl jedes einzelnen Mitgliedes erfolgte 
in einer beſonderen Wahlhandlung. Die Wahlſtimmen wurden mittelſt ver⸗ 
deckter Stimmzettel abgegeben. Die jüngfien beiden Mitglieder — Fürſt 
Sulkowski und Graf Myecielski — ſammelten die Stimmzettel ein und er⸗ 
öffneten fie gemeinſchaftlich mit dem Marſchall als Wahl- Dirigenten. A. 
Wahl eines Mitgliedes der Deputation. Zahl der Wähler 39; abſolute Ma⸗ 
jorität 20. Es erhielten Stimmen: v. Brodowski 28, v. Paternowski 6, Fürſt 
W. Radziwill 2, Naumann 2, Brown 1, Summa 39. Hiernach iſt der Abg. 
v. Brodowski gewählt. B. Wahl des erſten Stellvertreters: Zahl der Wäh⸗ 
ler 40; abſolute Majorität 21. Es erhielten Stimmen: v. Paternowski 26, 
Naumann 10, v. Miſzewski 1, Brown I, Fürſt W. Radziwill 1, v. Kur⸗ 
cewski 1, Summa 10. Hiernach iſt der Abg v. Paternowski zum erſten 
Stellvertreter gewählt. C. Wahl des zweiten Stellvertreters: Zahl der Wäh⸗ 
ler 40; abſolute Majorität 21. Es erhielten Summen: Naumann 32, v. 
Kurcewski 4, v. Mifzewsti 3, Brown I, Summa 40. Danach iſt der Abg. 
Naumann zum zweiten Stellvertreter gewählt. 

f Verhandelt Verlin, den 25. Juni 1817. 

Es hatten ſich heute unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchalls der Provinz 
Sachſen, Grafen von Zech-Vurkersrode, 6 Mitglieder des Prälaten⸗, Gra⸗ 
fen⸗ und Herrenſtandes, 30 Deputirte der Ritlerſchaft, 20 Deputirte der Städte, 
12 Deputirte der Landgemeinden, aus der gedachten Provinz verſammelt, um 
in Folge der Allerhöchſten Botſchaft vom geſtrigen Tage, in Gemäßheit der 
Allerhöchſten Verordnungen vom 3. Februar c. über die periodiſche Zuſam⸗ 
menberufung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe 
und über Bildung einer ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchulden-Weſen 
die Wahlen für den gedachten Ausſchuß und die Deputation vorzunehmen. 
Der Landtags⸗Marſchall bemerkte vor Eröffnung der Wahl: Es fei den 
Geſetzen vom 3. Februar d. J. entſprechend und um der in der geſtern er⸗ 
gangenen Allerhöchſten Botſchaft Sr. Majeſtät des Königs enthaltenen Auf⸗ 
forderung nachzukommen, zu der Wahl des ſtändiſchen Ausſchuſſes, ſo wie 
eines Mitgliedes und zweier Stellvertreter für die Deputation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen, zu ſchreiten. Se. Majeſtät der König hätten erklärt, daß 
Allerhöchſiſte die Anträge der Stände in Bezug auf die Geſetze vom 3. Fe⸗ 
bruar d. J. in reiſliche Erwägung ziehen wollten, zunächſt aber dieſe Geſetze 
ſelbſt vollſtändig ausgeführt werden müßten. Zu dieſer Ausführung jener 
Geſetze bedürfe es aber der heute vorzunehmenden Wahlen, deren Vornahme 

ie von dem Vereinigten Landtage geſtellten Anträge ihrer Gewährung näher 
führen werde. Se. Majeſtät der König hätten erklärt: die ſtändiſche Deputa⸗ 
tion für das Staatsſchuldenweſen ſei nicht dazu berufen, die Zuſtimmung des 
ereinigten Landtags bei Aufnahme von Staats- Anleihen zu erſetzen. Den 
einigten Ausſchuß aber wolle Se. Majeſtät der König zunächſt zu einer 
ußberathung über den Entwurf des Strafgeſetzbuchs berufen, welcher Ent⸗ 
urf bereits den Provinzial⸗Landiagen verfaſſungsmäßig vorgelegen. Hierauf 
der Bürgermeiſter Schneider auf und erklärte: wie er es mit ſeiner 
an ban ſeinem Gewiſſen nicht vereinigen zu können glaube, an den Wah⸗ 
a zu nehmen. Dieſer Erklärung traten die Abgeordneten Coqui und 
3 . Es wurde nun zur 05 mu Ausſchuß mitglieder e 
Wahle stande der Prälaten, Grafen und Herren, wobei a 
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urten: der Regierungs⸗Präſident und Domprobſt von Kroſigk, 2) zu deſſen 
Stellvertreter: Se. Erlaucht der Graf Stolberg⸗Stolberg; im II. Stande: 
I) zum Deputirten: der Major Graf von Gneiſenau, 2) desgleichen: der 
Landrath von Münchhauſen⸗Straußfurth, 3) desgleichen: der Landrath von 
Frieſen, 4) desgleichen: der Landrath von Byla, 5) zum Iſten Stellvertre⸗ 
ter: Landrath von Leipziger, 6) zum zweiten Stellvertreter: Landrath von 
Veltheim, 7) zum dritten Stellvertreter: Landrath von Münchhauſen⸗Stein⸗ 
burg, 8) zum vierten Stellvertreter: von Bismark-Schönhauſen, 9) zum 
füften Stellvertreter: Landrath von Wintzingerode-Knorr; im III. Stande: 
1) zum Deputirten: der Bürgermeiſter Raſch, 2) desgleichen: der Bürger⸗ 
meiſter Schier, 3) desgleicheu: der Doktor Lucanus, 4) desgleichen: der Bür⸗ 
germeiſter Kerſten, 5) zum erſten Stellvertreter: der Fabrikant Keferſtein, 6) 
zum zweiten Stellvertreter: der Bürgermeiſter Diethold, 7) zum dritten Stell⸗ 
vertreter: der Bürgermeiſter Gier, 8) zum vierten Stellvertreter: der Bür⸗ 
germeiſter Douglas; im IV. Stande: 1) zum Deputirten: der Ortsſchulze 
Gießler, 2) desgleichen: der Ortsſchulze Becker, 3) zum erſten Stellvertreter: 
der Ortsſchulze Vatterroth, 4) zum zweiten Stellvertreter: der Abgeordnete 
Haniſch. Die Gewählten waren, mit Ausnahme Sr. Erlaucht des Grafen 
Stolberg⸗Stolberg, ſämmtlich anweſend und nahmen die auf fie gefallenen 
Wahlen an. Uebrigens ſind bei den heutigen Wahlen die Vorſchriften des 
ſtändiſchen Wahl⸗ Reglements v. 23. Juni 1842 allenthalben beobachtet wor⸗ 
den. Beim Vorleſen des Protokolls verlangte der Bürgermeiſter Schneider, 
noch darin zu bemerken: daß er ſeine Weigerung noch ausführlicher habe mo⸗ 
tiviren wollen, daß aber der Herr Landtags-Marſchall eine weitere Distufflon 
hierüber nicht zugelaſſen. Vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben. 
Verhandelt Berlin, den 25. Juni 1847. 

Nachdem ſo eben die Mitglieder des Ausſchuſſes für die Provinz Sachſen 

erwählt worden waren, ſollte nunmehr auch die Wahl eines Mitgliedes für 
die ſtändiſche Deputation für das Staatsſchuldenweſen in Gemäßheit der Al⸗ 
lerhöchſten Verordnung vom 3. Februar c. und der Allerhöchſten Botſchaft 
vom 24. Juni c. vorgenommen werden. Den Vorſitz bei dieſer Wahl führte 
der Landtags- Marſchall Graf Zech⸗Burkersrode, und waren gegenwärtig 
6 Mitglieder des 1. Standes, 30 Mitglieder des 2 Standes, 21 Mitglieder 
des 3. Standes, 12 Mitglieder des 4. Standes. Zunächſt erklärten die be⸗ 
treffenden Deputirten der Städte und Landgemeinden, daß ſie auch hier ihre 
bei der Wahl der Ausſchüſſe abgegebenen und im Protokoll niedergelegten 
Erklärungen wiederholen und darauf ausdrücklich Vezug nehmen wollten. 
Nur der Medizinal-Rath Michaelis war bereit, die Wahl des Mitgliedes 
der Staatsſchulden-Deputation und deſſen Stellvertreter vorzunehmen. Von 
den anweſenden Mitgliedern des dritten und vierten Standes, da auch die 
Abgeordneten der Landgemeinden Dorenberg und Hartmann ſich zu die ſer 
Wahl verſtehen wollen, verweigern daher nur noch die ſtädtiſchen Deputirten 
Schnrider, Eoqui, Uthemann und Schulze und die Deputirten der Landge⸗ 
meinden, Zachau und Seltmann, alſo ſechs Mitglieder der Verſammlung, 
die Wahl zur Staatsſchulden⸗Deputation, ſo daß bei den nun vorzunehmen⸗ 
den Wahlen von den anweſenden 69 Mitgliedern des Provinzial⸗Landtages 
63 ihre Stimmen abgeben. Bei der Wahl unterſtützten die jüngſten Mit⸗ 
glieder, Se. Erlaucht der Graf Stolberg-Roßla und der Bürgermeiſter Diet⸗ 
hold, den Landtags-Marſchall. Es wurde nun zur Wahl des Mitgliedes zur 
Deputation verſchritten, wobei Graf Zech-Burkersrode 37 Stimmen erhielt, 
daher der Landtags-Marſchall, Graf Zech-Burkersrode erwählt iſt. Bei der 
Wahl des erſten Stellvertreters fielen die meiſten Stimmen auf den 
Grafen Helldorff. Die Wahl des zweiten Stellvertreters ſiel mit 37 
Stimmen auf den Bürgermeiſter Douglas. Die Gewählten nahmen die auf 
ſie gefallenen Wahlen an. 
Verhandelt Berlin, im Königlichen Schloſſe am 25. Juni 1847. 
In Gefolge der in der geſtrigen Verſammlung der Stände⸗Kurie verle⸗ 
ſenen Allerhöchſten Botſchaft vom 24. d. Mts. und der darauf erfolgten La⸗ 
dung ſeitens des Herrn Marſchalls der Stände» Kurie von Rochow waren 
folgende Mitglieder für die Provinz Weſtphalen heute unter dem Vorſtitze des 
Herrn Vice-Landtags-Marſchalls von Bodelſchwingh behufs der vorzuneh⸗ 
menden ſtändiſchen Wahlen zuſammengetreten. b 

Es wurde zunächſt zur J. Wahl des Mitgliedes, bezüglich der Stell⸗ 
vertreter der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen geſchritten 
und dabei das Geſetz vom 22. Juni 1842 zum Grunde gelegt. Vor der Ein⸗ 
ſammlung der Stimmzettel ergriff jedoch der Abgeordnete Freiherr von Binde 
9 Wort, 5 7 ö 1115 die Wahl aus formellen und materiellen 

dründen unzuläſſig erſcheine. Aus materiellen Gründen: einmal, weil dur 
die geſtrige Allerhöchſte Botſchaft nur beſtimmt ſei, daß die Deputation für 
die Staatsſchulden den Vereinigten Landtag in feinen Beſugniſſen der Kon⸗ 
ſentirung von Staatsſchulden nicht erſetzen ſolle, während die Beſtimmung 
am Schluſſe des §. 6. der Verordnung vom 3. 
in den dort vorgeſehenen Fällen aufgenommenen Darlehne durch die bloße 
Zuziehung der Deputation rechtsgültig werden, noch nicht aufgehoben fei, 
alſo durch die Wahl der Deputation der Staat ſcheinbar in die Lage ver⸗ 
ſetzt werde, ohne die nach dem Geſetze vom 17. Januar 1820 in allen Fäl⸗ 
len nothwendige Zuſtimmung der Stände, verbindliche Darlehne aufnehmen 
zu können. Ferner ſei zweitens nach der geſtrigen Botſchaft noch immer den 
Ausſchüſſen das Recht beigelegt, durch ihren Beirath den Beirath des Ver⸗ 
einigten Landtages in Betreff von allgemeinen Geſetzen, welche Perfonen- und 
Eigenthumsrechte und Steuern zum Gegenſtande haben, zu erſetzen, was mit 
den noch rechtsbeſtändigen Geſetzen vom 22. Mai 1815 und 5. Juni 1 

gleichfalls nicht zu vereinigen ſtehe. In Betreff der formellen Bedenken, ſo 
ſei durch §. 38. der ſtändiſchen Geſetze für alle Beſchlüſſe — mithin auch für Wah⸗ 
len(da doch immer ein Beſchluß der Verſammlunb, die Wahl vornehmen zu wol⸗ 
len, vorausgeſetzt werde) — die Nothwendigkeit der Anweſenheit von drei Vier⸗ 
teln der Abgeordneten des II., III. und IV. Standes vorgeſchrieben, welche an⸗ 
ſcheinend heute nicht anweſend wären. Zudem wären nicht die geſezlich vor⸗ 
geſchriebenen 14 Tage zwiſchen der Einladung und Abhaltung der Wahl verſtrichen, 
ſo daß mehrere bereits abgereiſte Mitglieder des Landtages außer Stande gewe⸗ 
ſen wären, hierher zurückzukehren und an der Wahl Theil zu nehmen. Aus 
dieſen materiellen und formellen Bedenken finde er zu ſeinem innigen Be⸗ 
dauern fi außer Stande, an der Wahl Theil zu nehmen, und müſſe, fo 
lange jene Bedenken nicht gehoben worden, gegen die Rechtsgültigkeit derſel⸗ 
ben proteſtiren. Hierauf erklärte der Abgeordnete Freiherr von Velp⸗Junkenn: 
er fühle ſich in feinem Gewiſſen verhindert, an den heutigen Wahlen Theil 
zu nehmen. Der Erklärung des Abgeordneten Freiherrn von Vinckt nalen 


Februar d. J., wonach alle 


1102 


demnächſt die Abgeordneten von Bockum⸗Dolffs, Epping, Schmoele, Bracht, 

erger, Barre, von Zurmühlen bei. Die Wahl unbedingt und ohne jeden 

orbehalt vornehmen zu wollen, „in der feſten Hoffnung und dem Vertrauen, 
daß Se. Maj. Allergnädigſt die vom Landtage eingereichten Petitionen in Be⸗ 
treff der Ausſchüſſe und der Deputation für die Staatsſchulden berückſichtigen 
werde,“ erklärten der Abg. v. Borries, v. Pogrell, Plange, Meyer v. Lüdhemmern, 
Meyer zu Spandow, Braſſert u. Krämer, worauf der Herr Marſchall entgegnete, 
daß er es nicht zulaſſen könne, daß die Wahl an irgend eine Bedingung geknüpft 
werde und er die vorgenannten Mitglieder nur deshalb an der Wahl Theil neh⸗ 
men laſſe, weil ſie ausdrücklich erklärt hätten: daß kein Vorbehalt, ſondern 
nur ein Wunſch habe ausgeſprochen werden ſollen. Es wurden demnächſt 
zur Wahl des Mitgliedes der ſtändiſcheu Deputation für das Staats⸗ 
ſchuldenweſen geſchritten, wobei es ſich ergab, daß der Abgeordnete v. Ol⸗ 
fers 30 von 45 Stimmen erhalten hatte. Der Abgeordnete von Olfers er⸗ 
klärt die Annahme der Wahl, worauf der Marſchall aufmerkſam machte, 
daß diejenigen, die ſich von der Wahl ausgeſchloſſen hätten, auch nicht füg⸗ 


lich gewählt werden könnten, womit ſie ſich ſelbſt einverſtanden erklären wür⸗ 


Der Abgeordnete Freiherr von Vincke entgegnete hierauf, daß er ſich 
dieſe Erklärung bis dahin vorbehalten müſſe, daß ihn eine vollgültige Wahl 
getroffen haben möchte. Zur Wahl des erſten Stellvertreters unter oben 
angegebenen Modalitäten übergehend, hatte der Abgeordnete von Holzbrink 
30 Stimmen unter 45 Stimmen erhalten, worauf derſelbe die Annahme der 
Wahl erklärte. Bei der unter oben angegebenen Modalitäten vorgenomme⸗ 
nen Wahl des zweiten Stellvertreters hatte der Abgeordnete Wortmann 
253 Stimmen erhalten, worauf derſelbe die Annahme der Wahl erklärte. 

Es wurde ſodann II. die Wahl der ſtändiſchen Ausſchüſſe vorge⸗ 
nommen und zu dem Ende, nachdem die übrigen Mitglieder ſich einſtweilen 
hinwegbegeben hatten, a) von den anweſenden Mitgliedern des Standes der 

ürſten, Grafen und Herren mit Bezug auf den §. 1. des Geſetzes vom 3. 

ebruar d. J. vereinbart, die Wahl durch Stimmzettel ſtattfinden zu laſſen. 

ie durch die jüngſten Mitglieder des Herrn Fürſten von Bentheim Durch⸗ 
laucht und dem Herrn von Hövel eingeſammelten und in Gemeinſchaft mit 
dem Herrn Marſchall eröffneten Stimmzettel ergaben bei der Wahl des er⸗ 
ſten Dlitgliedes für des Herrn Herzogs von Aremberg Durchlaucht 5 Stim⸗ 
men, bei der Wahl des zweiten Mitgliedes für des Herrn Fürſten zu Sayn⸗ 
Wittgenſtein⸗Hohenſtein Durchlaucht 5 Stimmen, worauf des Herrn Her⸗ 
zogs von Aremberg Durchlaucht und Namens des Herrn Fürſten zu Sayn⸗ 
Wittgenſtein⸗Hohenſtein Durchlaucht, deſſen Stellvertreter, der Herr Graf 
von Königsmark, die Annahme der Wahl erklärten und die Mittglieder des 
Standes der Fürſten, Grafen und Herren, ihren Abtritt nahmen. b) Bei 
der hierauf folgenden Wahl der Mitglieder der Ritterſchaft wurden gewählt: die 
Abg. Freiherrn v. Metternich, v. Borries, Frhr. v. Lilien⸗Echthauſen, Graf 
Guhlen, Marſchall v. Bodelſchwingh. Alle erklärten die Annahme der Wahl. 
c) Bei der hierauf, nachdem die Ritterſchaft ſich wieder hinwegbegeben hatte, 
de Wahl der Mitglieder im Stande der Städte wurden gewählt: 
die Abgeordneten von Pogrell, Braſſert, von Olfers, Plange. d) Bei der 
nach dem Wiedereintritt der Abg. der Landgemeinden erfolgenden Wahl 
der Mitglieder des ſtändiſchen Ausſchuſſes wurden gewählt: die Abg. Meyer, 
Delwig, Linnenbrink, Derenthal. 

Verhandelt Berlin, den 25. Juni 1847. 

ö Unter Vorſitz des Landtags⸗Marſchalls, Fürſten zu Solms⸗Hohen⸗ 
Solms Lich traten die Deputirten der Rheinprovinz heute zu ſammen, um die 
Wahlen vorzunehmen, ſowohl der zu den Ausſchüſſen zu wählenden Mitglieder, 
als jenen für die Staatsihulden-Deputation. Der Abgeordnete Jungbluth 
verwahrt ſich in formeller Beziehung gegen die Wahl, da dieſelbe nicht 14 
Tage vor dem Termin bekannt geweſen ſei; wogegen der Marſchall bemerkt, 
daß es dem Landtage bekannt geweſen, daß die Wahl vorzunehmen ſei, wes⸗ 
halb dieſer Grund wohl in ſich ſelbſt zerfalle. Abgeordneter v. Beckerath 
verlieſt die von 21 Mitgliedern unterſchriebene und gegenwärtigem Protokoll 
im Original beigefügte Verwahrung (ſ. Anlage A.) unter welcher er und die 
Unterſchriebenen nur wählen zu können glauben. Abgeordn. Hanſemann 
lieſt eine Erklärung (ſ. Anlage B.) vor, welche von 28 Mitgliedern unter⸗ 
terſchrieben und dieſem Protokoll beigefügt iſt. Dieſelbe beſagt, daß und wa⸗ 
rum die Unterſchriebenen nicht wählen zu können glaubten. Entgegenſtehend 
erklärte Graf Los, unbedingt wählen zu wollen, und nachdem der Marſchall 
be, wie es ſich wohl nicht von einer längeren Diskuſſion über den Ge⸗ 
genſtand handeln könne, ſondern einfach von der Erklärung: Ob man wah⸗ 
len wolle oder nicht, fragte Graf Hoensbroich, ob das gegenwärtige Pro⸗ 
tokoll mit ſeinen Anlagen auch veröffentlicht werden würde; der Landtags⸗ 
Marſchall erwiedert, daß von feiner Seite dem nichts entgegenſiehe, es frage 
fd um den Wunſch der Verſammlung, welcher ſich einſimmig für die Ver⸗ 
55 ntlichung kundgab. Hierauf; erklärte Freiherr v. Gudenau wörtlich, wie 
folgt: „Ich erkläre der Königlichen Aufforderung gemäß, die Wahl unbedingt 
vorzunehmen. Wir haben auf Grund des Geſetzes vom 3. Februar ſchon 
ſungirt, und es iſt nicht zuläſſig, die Königliche Gabe blos zum Theil ableh⸗ 
nen zu wollen. Wäre ich Mitglied des Ausſchuſſes, fo würde ich, dem Kö⸗ 
niglichen Rufe jederzeit gehorſam, auch ſolche Geſetzentwürfe mitberathen, 
welche dem Landtage noch nicht vorlagen, dabei bemerken, daß meines Crach⸗ 
tens nach der Beirath des Landtages nöthig ſei, und die Allerhöchſte Entſchei⸗ 
dung ledigli anheimſtellen. Dadurch würde ſogar den beanſpruchten 
Re gl ichts vergeben. Eine Weigerung der Wahl wäre eine offenbare 
Wider dichten, welche mit meinem Gefühl und meiner Pflicht und nach mei⸗ 
ner Ueberzeugung mit der ſchon in der Adreſſe enthaltenen Erklärung, daß 
wir die Ehre und die Kraft der Krone als unſchätzbares Kleinod wahren und 
Deen wollen, in kontradiktoriſchem Widerſpruch ſtehen würde. Abgeordneter 
Stedtmann nimmt an den ſo eben geäußerten Wünſchen für Erhaltung 
der Stärke und des Ruhmes der Krone auch für die heute diſſentirenden Mit⸗ 
glieder vollkommen Theil. Er hat mit vielen Kollegen an den Verhandlun⸗ 
gen des Landtages Theil genommen in der Hoffnung, daß hinſichtlich der be- 
Baupteten Wert iedenheit der ſtändiſchen Geſetze von 1815, 20, 23 und 47 
eine 1 zwiſchen der Krone und den Ständen erfolgen würde, ſieht 

ch aber ſeit Eröffnung der Königl. Botſchaft vom geſtrigen Tage zu ſeinem 
tiefſten Bedauern 1000 eben ſo ſehr, wie früher, außer Stande, an den Wah⸗ 
len Theil zu nehmen, und bittet, dieſe Erklärung zu Protokoll zu nehmen. 
Abgeordneter Flemming richtet an den Marſchall die Frage: ob es geſegz⸗ 
uch 10 70 fer, einen Wahl⸗Att mit dem von dem Herrn Abgeordneten von 
Kreſeld vorgebrachten Vordehalt zu vollziehen, und et erbitte ſich darüber 


den. 


eine nähere Erklärung. Ihm ſcheine es, daß, fo wenig er ein Votum be- 
dingungsweiſe abgeben könne, eben ſo wenig ein Wahl⸗Akt vollzogen werden 
dürfe, woran eine Reſerve oder ein Vorbehalt geknüpft ſei, wie die von dem 
Abgeordneten von Kreſeld zu Pie gegebenen. Nachdem der Marſchall 
dieſe Frage beſeitigt und die Diskuſſton für geſchloſſen erklärt hatte, forderte 
derſelbe die beiden jüngſten Mitglieder jeden Standes auf, als Skrutatoren 
zu fungiren, und die Verſammlung, die Wahl vorzunehmen. Im Stande 
der Fürſten waren anweſend ſämmtliche 4 Mitglieder, und wurden gewählt 
1) Fürſt Solms⸗Hohenſolms⸗Lich mit 3 Stimmen, 2) Fürſt zu Wied mit 3 
Stimmen. Im Stande der Ritterſchaft fungirten als e et Freiherr 
von Gudenau und von Mylius. Anweſend waren 22 Mitglieder, welche 
ſämmtlich wählten, und wurden gewählt 1) Graf Fürstenberg mit 20 Stim⸗ 
men, 2) Freiherr von Mylius mit 19 Stimmen. Bei der zten Wahl fand 
ſich keine erforderliche Maforität; die Beiden, welche die meiſten Stimmen 
hatten, wurden auf engere Wahl gebracht, und als ſich nochmals Stimmen- 
gleichheit ergab, entſchied der an Jahren älteſte Graf Neſſelrode zu Gunſten 
des als Zten Deputirten erwählten Grafen Hompeſch, Aten Freiherr v. Gu⸗ 
denau mit 16 Stimmen. Im Stande der Städte fungirten als Skurtato⸗ 
ren die Abgeordneten von Eynern und Kyllmann; an der Wahl nahmen 
Theil 12 Mitglieder, und wurden gewählt: 1) zu Abgeordneten: 1) v. Bek⸗ 
kerath mit 11 Stimmen, 2) Camphauſen mit 9 Stimmen. Als die dritte 


Wahl auf den Abgeordneten von der Heydt gefallen war, erklärte der Abg. 


Meviſſen für den wegen Krankheit nicht anweſenden Gewählten, daß der⸗ 
ſelbe die Wahl nicht annehme; es ſollte eine von dem Abg. v. d. Heydt vor⸗ 
her abgefaßte Erklärung für den Fall, daß er gewählt werden ſolle, durch 
den Abg. Meviſſen abgegeben werden, welches der Marſchall ablehnt, indem 
es einfach darauf ankomme, ob der Gewählte annehme oder nicht; ein Glei⸗ 
ches erklärte der Abg. Röchling, als die folgende Wahl auf ihn gefallen 
war, indem er andere Mitglieder für geeignet halte, als: Ster Deputirter 
wurde hierauf gewählt Abg. Hüffer mit 9 Stimmen, iter Abg. von Kyll⸗ 
mann mit 10 Stimmen. Im Stande der Landgemeinden waren nur 3 De⸗ 
putirte, welche die Wahl vornahmen; dieſelben wählten zu Mitgliedern des 
Ausſchuſſes: Die Abg. Aldenhoven, Lenſing, Stedtmann und Jungbluth. 
Sämmtliche Mitglieder des Ausſchuſſes, fo wie die beiden Stellvertreter Rom⸗ 
bai und Schult, erklärten, daß eben fo, wie fie ſich in ihrem Gewiſſen ver⸗ 
pflichtet gehalten hätten, nicht zu wählen, ſo hielten 10 es jetzt für ihre Pflicht, 
die Wahl nicht anzunehmen. Die beiden Abg. Faßbinder und Reinhard wa⸗ 
ren nicht anweſend. Die 3 Wählenden, nämlich: Abg. Jörriſſen, Seilen und 
Jäger, erklärten nun, eine weitere Wahl nicht vornehmen zu können, da die⸗ 
ſelbe abermals nicht würde angenommen werden, worauf der Landtags⸗Mar⸗ 
ſchall erklärte, es müſſe die Sache in der Lage bleiben, in der fie ſich befinde. 
Nachdem ſomit die Wahlen für den Ausſchuß vollendet waren, erklärte der 
Marſchall, daß nunmehr die Wahl eines Mitgliedes und zweier Stellvertre⸗ 
ter zu der ſtändiſchen Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen vorzunch- 
men ſei. Abgordn. Stedtmann verlas eine von ihm und mehreren anderen 
Deputirten unterzeichnete Erklärung, worin ſie dargelegten, an dieſer Wahl 
nicht Theil nehmen zu können. ie Erklärung iſt gegenwärtigem e 
e 


‚in Original beigelegt. (S. Anlage C.) Die hierauf vorgenommen 


des Mitgliedes der ſtändiſchen Deputation für das Staats⸗Schuldenweſen fiel 
mit 30 Stimmen gegen 7 auf den Abg. Camphauſen, und da diefer dit 
Wahl nicht annehmen zu können erklärte, ſo wurde der Abg. Diergardt 
mit 21 Stimmen gegen 12 erwählt. f 5 

Als Stellvertreter wurde gewählt: 1) der Abgeodn. Frhr. von Mylius, 
mit 19 Stimmen gegen 7, und 2) der Abgeordn. vom Rath, mit 21 Stim⸗ 
men gegen 2. Auf Veranlaſſung einer Frage des Abg. Hanſemann erklärten 
die Mitglieder, welche eine der dieſem Protokoll beiliegenden Akten unterſchrie⸗ 
ben und gewählt würden, daß Jeder nur unter der Verwahrung die Wahl 
angenommen, unter welcher er gewählt habe, worauf nach Verleſung des ge⸗ 
genwärtigen Protokolls daſſelbe genehmigt und dic Sitzung geſchloſſen wurde. 


(gez.) L. F. zu Solms. Frhr. v. Waldbott. Frhr v. Mylius. Frhr. v. Gudenau 
Kyllmann. 


y 
A. Da der Vereinigte Landtag die reichsſtändiſche Verſammlung ift, die 
nach den verfaſſungsmäßig beſtehenden Geſetzen das Recht der Begutachtung 
aller allgemeinen, das Perſonen- und Eigenthumsrecht und die Steuern be⸗ 
treffenden Geſetze und das Recht der Einwilligung zu allen Staats-Anleihen 
hat, ſo nehmen die Unterzeichneten an der Wahl der Vereinigten Ausſchüſſe 
und der Deputation unter der Verwahrung Theil, daß allgemein das Per⸗ 
ſonen- und Eigenthumsrecht und die Steuern betreffende Geſetze ohne die 
Begutachtung des Vereinigten Landtags nicht erlaſſen und Staats» Anleihen 
ohne die Einwilligung des Vereinigten Landtages nicht abgeſchloſſen werden 
können. 1 „den wi Juni r 1 x Bin N 
ez.) Herbertz, amphauſen, von Hompeſch, von Beckerath, Frhr. v i 
NDR. P FR 2 W. Hüffer, Baron v. Nynſch, Vieste 33 en 
Hanſel, Graf von Neſſelrode, Kylmann, von Coels, Noechling, Schöller, Jortiſſen, 
von Eynern, F. Häger. * 
B. Da die den Vereinigten Ausſchüſſen durch die Verordnungen vom 
3. Februar d. J. beigelegten Befugniſſe im Widerſpruch mit mehreren Be⸗ 
ſtimmungen der nicht verfaſſungsmäßig aufgehobenen Geſetze vom 22. Mai 
1815, 5. Jun: 1823 und 17. Januar 1820 fiehen, fo halte ich es mit mei⸗ 
ner Pflicht unvereinbar, an der Wahl jener Ausſchüſſe Theil zu nehmen. 
Ich verwahre zugleich feierlich alle der allgemeinen Stände⸗ Ver ammlung 
aus den vorſtehend angeführten Geſetzen erworbenen Rechte, die durch 115 Be⸗ 
ſtehen der Vereinigten Ausſchüſſe verletzt werden könnten. b 
(gez.) Jungbluth. Aldenhoven. Hauſemann. Caspers. Meviſſen. Mohr. we E 
auler 


Sc ieee c 8 winde ahn. ge Wee ard. 
ult. x rühn. raach. van der Los. Npeinbard- NRombei 
efing Kirberg. Funk Dahmen. Lang. 9 ei Bruſt. 
C. Da nach $. 6. der Verordnung vom 3. Februar d. J. der Staats⸗ 


ſchulden⸗Deputation ſolche Eigenſchaften beigelegt werden, die im Widerſpruch 
mit dem nicht verfaſſungsmäßig aufgehobenen Geſete vom 17. Januar 1820 
ſtehen, fo halte ich es mit memer Pflicht unvereinbar, an der Wahl jener 
Deputation Theil zu nehmen. Ich verwahre zugleich feierlich alle der allge⸗ 
meinen Stände⸗Verſammlung aus dem Geſeze vom 17. Januar 1820 erwor⸗ 
benen Rechte, die durch das Beſtehen einer Staatsſchulden⸗Deputation verletzt 


werden könnten. 


(gez.) Ald Minderjahn. Jungbluth. Naſfauf, Stedmann. Ilena 
Sn. Sa b. e e „gen. „e Nd 
r. ang. Konig. | ö ech. en. e 2 x 2 

ug Kirberg, Re 5 Fund, Caspers. e Water 


